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Leibeigenen. Lärmend berieten ſie, was zu tun ſei.
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für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg-Buerfurk, Delitſch Bikterfeld,
Baumburg Weißenfels Zeiß, Wikkenberg-Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhaulen Erkarksberga

Expedition Geiststr. 21, Hof 2 Tr. und die Mansfelder Kreiſe.

Die Grgner im Rebel.
So hilflos iſt der heutige Klaſſenſtaat trotz ſeiner gewaltigen

Machtmittel gegenüber dem Anſchwellen der ſozialdemokratiſchen
Flut, daß er den Hauptteil ſeiner Kraft für die Abwehr der
„vorübergehenden Erſcheinung“ verbraucht und ihm zum großen
poſitiven Schaffen nur noch ein Reſtchen der alternden
Kraft verbleibt. Und auch dieſes Reſtchen verpufft unfruchtbar,
weil der Staat die ſozialiſtiſche Bewegung nicht verſteht. Er
glaubt, das Ziel des Sozialismus ſei lediglich die Beſeiti-
gung des heutigen Staatsweſens, weiter nichts. Was etwa
in den ſozialdemokratiſchen Köpfen über die Beſeitigung des
heutigen Staates hinausreiche, ſeien nebelhafte Phantaſiegebilde,
die nie feſte Formen und klaren Jnhalt gewinnen könnten.

Dieſe Deutung des Endziels der ſozialiſtiſchen Revolution
beruht auf völliger Verkennung ihres Weſens. Der Sozialis-
mus hat nicht ein negatives, nur auf Beſeitigung der
heutigen Rechtszuſtände gerichtetes Ziel, ſondern er iſt unendlich
poſitiv, alſo ſchöpferiſch. Der Privatbeſitz an Produktions-
mitteln mit allen ſeinen notwendigen Folgeerſcheinungen,
namentlich mit der Ausbeutung des Menſchen durch den Men-
ſchen, iſt die Urſache der politiſchen, wirtſchaftlichen und geſell-
ſchaftlichen Mißſtände, deren Vorhandenſein von niemandem
geleugnet und von nur wenigen gebilligt wird. Dieſer
Urquell aller Schädigungen des Gemeinwohls, deren Beſeitigung
möglich iſt, muß und kann verſtopft werden, um für die Ent
wickelung geſunder Zuſtände Raum zu ſchaffen. Die Her-
beiführung dieſer geſunden, naturgemäßen wirt-
ſchaftlichen Zuſtände iſt allein das Ziel des
Sozialismus. Das Ziel läßt ſich jedoch nicht erreichen
unter Beibehaltung der heutigen Staatsform, die deshalb dem
neuen Geſellſchaftsgebilde weichen muß. Die Beſeitigung der
klaſſenſtaatlichen Struktur des Staates iſt ſomit nicht das Ziel
des Sozialismus, ſondern nur eine notwendige Vorarbeit.

Dem Weſen des eminent friedlichen Sozialismus entſpricht
es am beſten, wenn der heutige Klaſſenſtaat ohne jede gewalt-
ſame Zuckung in die ſozialiſtiſche, demokratiſche Geſellſchaft um
gewandelt werden könnte. Sollte ſich dieſer Weg nicht als
gangbar herausſtellen, ſo wird die Schuld daran nicht dem
Sozialismus beizumeſſen ſein ſondern den Machthabern im
heutigen Staate, die ſich der unerläßlich gewordenen
weiteren Entwickelung der Geſellſchaft entgegenſtemmen. Da
jedoch an der Aufrechterhaltung der heutigen Staats und
Wirtſchaftsordnung nicht zehn unter hundert ein Intereſſe haben,
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß alle Verſuche, die
Regelung der Dinge im ſozialiſtiſch demokratiſchen Sinne
zu hindern, ſchließlich vergeblich ſein müſſen. Auch auf
eine „Spaltung“ in der Sozialdemokratie mögen die Gegner
keine Hoffnung ſetzen. Eine ſolche Spaltung iſt undenkbar, weil
jeder, der ſich zur ſozialiſtiſchen Erkenntnis durchgerungen hat,
vorher klar begriffen haben muß, daß nur durch die Soziali-
ſierung der Produktion eine Heilung der Gebreſten möglich iſt.
Alles andere: Erſetzung der Monarchie durch die republikaniſche
Regterungsform, völlige Erneuerung und Aenderung des Er-
ziehungsſyſtems, Trennung des Staats von der Kirche, Um-

wandlung des ſtehenden Heeres in ein wirkliches Volksheer
ſoweit dann ein ſolches überhaupt noch notwendig ſein wird

Aenderung des heutigen Juſtizweſens, das alles wird die ſelbſt-
verſtändliche Folge der Sozialiſierung der Produktion ſein. Mit
letzterer wird der Klaſſenſtaat zerbrochen, und die eben ge-
nannten Pfeiler, welche ihn ſtützen ſollen, brechen mit ihm zu-
ſammen.

Sind ſich alle Sozialdemokraten abſolut einig in dem ſchließ-
lichen Ziele, das zu erreichen iſt, ſo beſteht unter ihnen ebenſo
wenig Meinungsverſchiedenheit darüber, daß mit dem Herzog,
alſo mit der kapitaliſtiſchen, auf Privatprofit gerichteten Pro-
duktionsweiſe, auch der Mantel fallen muß, alſo
Monarchie, Klaſſenjuſtiz, ein Heer, das gegen das eigene
Volk verwendbar iſt, eine Schule, die mehr drillt als erzieht
und eine Kirche, die ſich in den Dienſt des gegenwärtigen
Staates ſtellt. Wenn es innerhalb der Sozialdemokratie ver-
ſchiedene Meinungen giebt und wie ſollte das bei Mil-
lionen ſelbſtändig denkender Köpfe ausbleiben ſo erſtreckt ſich
dieſe Verſchiedenheit nicht auf das Ziel ſondern lediglich auf
die Art, wie das Ziel wohl erreicht werden wird. Die einen
meinen, nach Lage der Dinge werde ſich eine Kataſtrophe beim
Zuſammenbruch des Klaſſenſtaates nicht vermeiden laſſen, weil
die heutigen Machthaber nicht freiwillig auf ihre Vorrechte ver
zichten werden die andern dagegen hoffen, auf dem Wege ge-
mütlich-friedlicher Evolution werde ſich ohne krampfhafte
Zuckungen die Sozialiſierung und Demokratiſierung der Geſell-
ſchaft erreichen laſſen, und zwar mit Hilfe der wachſenden
Einſicht und des ſtärker werdenden Gerechtigkeitsſinnes der
Herrſchenden und Regierenden.

Wir haben nie verſchleiert, daß wir uns zu der letzteren
Anſicht nicht bekehren können. Zu viele Tatſachen erbringen
den Beweis, daß der heutige Staat nicht einmal mehr die
Kraft hat, gründliche Reformen durchzuſetzen, alle Form-
veränderungen unter Beibehaltung der vorhandenen Grund-
lagen. Noch mehr fehlt dem Klaſſenſtaat die Fähigkeit, der
neuen Wirtſchaftsordnung die Wege zu bahnen. Da bleibt
eben keine andere Ausſicht übrig, als daß der Gegenſatz
zwiſchen denen, die es bei der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft
belaſſen wollen und denen, welche nur durch die Sozialiſierung
der Produktion zu ihrem natürlichen Rechte gelangen können,
ſich an einem gewiſſen Punkte ſo zugeſpitzt haben wird, daß
es nur noch ein entweder oder gibt, wo ein Nebeneinander
beider Richtungen zur Unmöglichkeit geworden ſein wird. Das
iſt der Augenblick, der die Kataſtrophe bringen wird.

Die Neunmalklugen ſehen freilich einen Ausweg. Sie
fordern, daß man die Sozialdemokratie nicht erſt ſo kräftig
werden laſſe, daß man ſie vorher mit Feuer und Schwert
ausrotte. Wohl! Was würde damit erreicht ſein? Da die-
ſelben Urſachen dieſelben Wirkungen erzeugen müſſen und da
der Sozialismus lediglich die Wirkung der privatkapitaliſtiſchen
Wirtſchaftsform iſt, die letztere aber nicht geändert werden
ſoll, ſo würden nach Ausrottung der jetzigen Sozialdemokraten
ſofort neue Sozialdemokraten heranwachſen, ganz abgeſehen
davon, daß ſich eine Millionenpartei nicht ſo mir nichts, dir
nichts ausrotten läßt. Alſo mit gewaltſamer Unterdrückung
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der Sozialdemokratie, immer vorausgeſetzt, daß ſie möglich
wäre, würde nichts gewonnen ſein, als im günſtigſten
Falle eine kurze Galgenfriſt. Es bleibt deshalb ſchon
nichts anderes übrig, als ſich mit dem Sozialismus auszu-
ſöhnen, zumal er durch Löſung der Produktion vom Privat
gewinn, durch Beſeitigung aller Standes- und Klaſſenvorrechte,
durch Weckung der jetzt unverbraucht verkümmernden zahlloſen
geiſtigen Fähigkeiten und Kräfte ein Milieu für das Neben-
einanderleben und Miteinanderwirken der Menſchen ſchaffen
wird, das unendlich höher ſteht als das heutige.

Und noch eins darf nicht vergeſſen werden: Der Sozialis
mus iſt keine Geſellſchaftsform, die ſich nicht verändern kann,
ſondern ganz im Gegenteil deutet der Sozialismus nur die
Grundlage an für das künftige Zuſammenwirken der Volks-
kräfte. Auf der Grundlage des Sozialismus kann ſich erſt die
Menſchheit zu ihrer vollen Größe auswachſen, und die Ent-
wickelung innerhalb des Sozialismus wird ſo herrliche Früchte
zeitigen, daß man mit demſelben Grauen auf den heutigen
Klaſſenſtaat zurückſchauen wird, wie wir beiſpielsweiſe der Zeit
gedenken, in welcher ein Nero lebende Chriſten als Fackeln für
ſeine Wolluſtnächte anzünden ließ.

Tagesgeſtijichte.
Halle, 14. Juli.

Wie Enugen Richter ſeine Partei informiert,
das wird von der Frkf. Ztg. an einem draſtiſchen Beiſpiel nach
gewieſen.

Der Frankfurter Verein der Fortſchrittspartei hat in ſeiner
letzten Sitzung einen Beſchluß gefaßt, der die Angriffe der
Freiſ. Ztg. auf die Frankfurter Freiſinnigen entſchieden zurück-
weiſt und zur Einigkeit aller liberalen Elemente auffordert.
Dieſe Reſolution hat nun Eugen Richter den Leſern ſeiner
Freiſ. Ztg. vorgeſetzt, aber „gekürzt“, und zwar ſo gekürzt, daß
aus einer ſcharfen Erklärung gegen Eugen Richter eine indirekte
Verteidigung des freiſinnigen Oberbonzen wird. Jn der Reſo-
lution wird geſagt, der Verein erwarte, „daß die Parteipreſſe
die Betonung kleiner Verſchiedenheiten der einzelnen freiſinnigen
Parteigruppen, insbeſondere Angriffe gegen einzelne hervor
ragende Parteiführer, in Zukunft unterlaſſen und mit aller
Kraft dafür eintreten werde, daß mit möglichſter Einigkeit aller
entſchieden liberalen Elemente die aus der letzten Reichstags
wahl leider ungeſchwächt hervorgegangene Reaktion auf allen
Gebieten energiſch bekämpft werde“. Daraus macht Eugen
Richter folgendes: „Weiterhin hat die Verſammlung eine Reſo-
lution angenommen, welche mit aller Sicherheit die Erwartung
ausſpricht, daß die Parteipreſſe die Betonung kleiner Ver
ſchiedenheiten der einzelnen freiſinnigen Parteigruppen, ins
beſondere Angriffe gegen einzelne hervorragende Parteiführer,
in Zukunft unterlaſſen und mit aller Kraft dafür eingetreten
werde, daß mit möglichſter Energie alle entſchieden liberalen
e die Reaktion auf allen Gebieten energiſch bekämpfen
werden.“

Die Freiſ. Ztg. hat den Text ſo angeordnet, als wären unter
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Roman aus der Zeit der ruſſiſchen Leibeigenſchaft.

Von Wilhelm Braunsdorf.
Die Leibeigenen ſtrömten dem Dorfe zu aufgeregt, mit

a Mnkelnden Augen. Sie waren naß bis auf den letzten
Faden.

Auch Wera ſchlich mit ihrem gut geſchützten Korbe dahin.
Das leinene Hemd lag knapp an ihrem runden, vollen Buſen,
während der entblößte weiße Hals und der Nacken wie Marmor
glänzten.

Die Sonne ging hinter dem Wald zur Rüſte. Jhre roten
Strahlen glitzerten zwiſchen den Lichtungen der Baumäſte und
warfen einen goldigen Glanz auf die Regenpfützen und auf die
Reihen der Linden, welche auf beiden Seiten die Straße ſäumten.

Es gab für die Leibeigenen in Baranow eine Zeit, da vor
den Hütten mit geöffneten Fenſtern und Türen ein geſchäftiges,
munteres Treiben war. Alt und jung trat luſtig und fröhlich
ins Freie hinaus. Man vernahm das Knarren der Brunnen-
ſchwengel, das Plätſchern und Sprudeln des geſchöpften Waſſers
und den weit hallenden melancholiſchen Geſang der Mädchen,
die, um die Tröge ſich verſammelnd, in Liedern und Scherzen

zu übertreffen ſuchten. Man hatte den Eindruck, als wäre
ieſer, durch Wald und Steppe von der übrigen Welt abge-

grenzte Fleck eine Stätte des Glückes und Friedens, auf dem
die Menſchen aus freier Bruſt atmeten, mit ihrem Geſchick in
Eintracht und zufrieden.

Dieſe Zeit war vorüber!
Heute laſtete eine unltli wangere Kriegsſtimmung auf dem

Dorf und auf allen Gemütern aber auch ein banger, be-
klemmender Ton kommender Ereigniſſe.

Sie hatten ſich aufgelehnt, den Aufſeher bedroht, geſchlagen,
und gegen die Herren opponiert. Das war ein Verbrechen, das
ſtrenge Strafe heiſchte. Und jedem war es klar, daß beſonders
Wera auf das härteſte gezüchtigt werden würde.

Die Dorfſtraße wimmelte von aufgeregten, unzufriedenen
ie Weiber

lamentierten und ſchüttelten die geballten Fäuſte in der Rich-
tung zum Schloſſe.

Es war ihnen, durch einen Funken entzündet, plötzlich zum
Bewußtſein gekommen, daß es für ſie, die Geknechteten, die
Unterdrückten, nur noch zwei Wege gab: ſich ſelbſt zu helfen,
das unerträgliche Joch abzuſchütteln, oder ſich möglichſt bald
lebendigen Leibes in die Grube zu legen.

Unter der Menge machte ſich ein Mann beſonders bemerkbar
Sergei Michailowitſch.

Jn Makrodnowo hatte er das ſtattliche Anweſen ſeines armen
Vaters eingezogen gefunden die Schweſter war verſchollen
niemand hatte ſie geſehen. Nun befand er ſich ſeit einiger Zeit
in Baranow, wo er Verwandte hatte.

Er war überall. Bei jeder Gruppe blieb er ſtehen, und ſeinen
Ratſchlägen lauſchten alle mit offenen Ohren. Sergei Michailo-
witſch galt viel bei den Bauern im Dorfe.

Um dieſelbe Zeit nahm oben im Schloſſe Fürſt Alexander
Romanzoff die Berichte ſeiner Verwalter und Auſſeher entgegen.

Der Fürſt kochte vor Wut.
Das war ja unerhört! Offene Empörung, Rebellion!
Die Sonne ging bereits völlig unter. Dämmerung ſchlich ſich

in alle Hütten und in die Gemächer des Schloſſes. Nachtigallen
ſchlugen im Park. Vom Dorfe her drang gedämpft der wüſte
Lärm herüber. Der Fürſt ſtand am geöffneten Fenſter und
knirſchte mit den Zähnen.

Morgen morgen wollte er furchtbares Gericht über die
Aufrührer halten!

Allmählich wurde es ſtill. Dichte Nebel krochen auf den
Feldern und Heiden, und der Mond überzog mit weißem Lichte
die regungslos ragenden Halme auf den Feldern. Von der
Ferne drang zuweilen der Schrei des Uhus herüber, oder es
rauſchten die Schwingen eines verſcheuchten Vogels in der Luft.

Neunundzwanzigſtes Kapitel.
Die Erde erwachte aus ihrem Schlummer. Die Tautropfen

hingen wie Perlen an den feuchten Blättern der Bäume und
an den Aehren und blitzten und glänzten im roſigen Lichte des
Morgens. Jn den Hecken und Sträuchern hüpften die Vögel
fröhlich umher und begrüßten den jungen Tag mit ihrem
munteren Gezwitſcher. Feld und Wald traten aus dem Morgen-
nebel hervor. Jmmer klarer wurde die Luft und ein duftiger,

friſcher Hauch lag über der ganzen Natur. Ein leichter Wind
bewegte die Blätter und die gelbwogenden Aehrenfelder, ſo daß
die Tautropfen mit leiſem Rauſchen herabrieſelten.

Zeitig regte ſich das Leben im Dorfe. Dumpfe Ahnungen
weckten die Leibeigenen noch früher als ſonſt aus der kargen
Nachtruhe und trieben ſie vor die Hütten. Aber niemand dachte
wie ſonſt daran, an die Arbeit zu gehen. Es war ein fort-
währendes Räuſpern, ein Umblicken, ein Winken, ein Flüſtern.
Jm ganzen Dorfe war die feſte Meinung verbreitet, datz heute
etwas paſſiere, und alle ſchienen ſich bereits mit der Verpflichtung
abgefunden zu haben, die ihnen die allgemeine Erwartung
auferlegte.

Aus dem ſtörriſchen, langſamen Gehaben der Männer, dem
geheimnisvollen Murren und Murmeln der Weiber a die
Neugier, wie es denn eigentlich werden würde. Daß ſich etwas
ereignen würde, ſtand gar nicht mehr in Frage. Der Groll
hatte die höchſte Spannung erreicht, das Maß war übervoll,
der Druck nicht länger zu ertragen. Ohne ſich zu wundern,
beugten ſich die geiſtloſen, ſchwerfälligen Maſſen vor der Macht,
die ſtark und übergewaltig auf ſie wirkte, ohne nach ihrer Her
kunft zu fragen. Sie trieben Aufſtand, gedankenlos, maſchinen-
mäßig, wie die gewohnten Arbeiten.

Und plötzlich ſchwirrten allerlei Gerüchte umher. Zuerſt un-
klar, nahmen ſie allmählich beſtimmte Geſtalt an und verbreiteten
ſich wie ein Lauffeuer. Durch das Schloßgeſinde waren dieſe
Nachrichten beim erſten Morgengrauen ins Dorf gekommen.

Zur Strafe für die bewieſene Auflehnung und Unbotmäßig-
keit ſollten die Zehnten auf die Dauer eines Jahres bedeutend
erhöht werden und die Rädelsführer h fündundzwanzig
Knutenhiebe bekommen. Wera Piratow ſollte auf offener Straße
ausgepeitſcht und auf das Schloß in Mägdedienſte genommen
werden. Der alte Piratow ſollte aus der Hütte geſetzt werden,
die dem Herrn gehöre. Der Fürſt habe es ſatt, Leute zu füttern,
die nichts mehr leiſten könnten. Piratow möge betteln gehen.

Alle dieſe Nachrichten flogen blitzſchnell von Mund zu Mund
und zündeten wie der Funke im ausgedörrten Steppengras.
Zuerſt ein Murren und Rauſchen, ein Raſcheln wie Herbſtlaub
fall, dann ein Hin und Herrennen wie in einem Ameiſenhaufen,
ein Wogen, ein Schreien, ein Toben und Krachen. Boten
ſchlüpften eilig aus dem Dorf zu den benachbarten fürſtlichen
Dörfern und Gütern hinüber.



e nea e s d rnCgriffe Herrn r zu verſtehen, während es 7 dabei
doch ofekbar um der Freiſ. Ztg. gegen die Herren
Muſer, Heimburger, Venedey, Barth c. handelt.

Jn 7 gleicher Weiſe hat Eugen Richter auch ſeinen
„Sozialiſtenſpiel“ zurechtgemacht. Allerdings hat ihm da die
demokratiſche Preſſe nicht auf die Finger geklopft.

Die Landtagswahlen in Baden.
Noch ſind die Nachklänge zur Reichstagswahl nicht verhallt,

und bereits rüſten ſich die Parteien zu den ſpäteſtens Anfang
Oktober ſtattfindenden Landtagswahlen. 32 von den 63 Man-
daten der Zweiten Kammer ſind zu erneuern, 13 National-
liberale, 10 Zentrumsleute, 4 Sozialdemokraten Dreesbach
und GeisMannheim, Fendrich-Durlach und Adolf Geck- Pforz
heim), 3 Demokraten und je 1 Bauernbündler und Konſer-
vativer haben auszuſcheiden. Das Hauptintereſſe dreht ſich
diesmal um die Frage, ob es dem Zentrum gelingen wird,
den Nationalliberalen ſo viele Mandate abzunehmen, daß es
ſtatt dieſer die relativ ſtärkſte Partei im Karlsruher Rondell
wird, und als ſolche den Anſpruch auf die Beſetzung der erſten
Präſidentenſtelle erheben kann. Bereits haben in der bürger-
lichen Preſſe liberaler Richtung die Verſuche begonnen, eine
Einigung gegen die Klerikalen zu ſtande zu bringen, und allem
Anſchein nach iſt auch die demokratiſche Volkspartei nicht ab
geneigt, einem derartigen Defenſivbündnis gegen das weitere
Vordringen der ſchwarzen Hoheit beizutreten. Dieſe Geneigt
heit der Demokratie findet allerdings eine ſehr verſtändliche Er
klärung in der Tatſache, daß ihre ſämtlichen 3 jetzt zur Neu-
wahl ſtehenden Mandate ſeinerzeit nur mit klerikaler Hilfe er-
obert werden konnten, und daß es der Volkspartei jetzt, nach
ihrer reinlichen Scheidung vom Zentrum, nicht mehr möglich
ſein wird, ohne die Hilfe einer naheſtehenden liberalen Partei
auch nur in einem einzigen der 3 Bezirke durchzudringen.
Ebenſo ſteht auch ein Teil der nationalliberalen Mandate, die
diesmal gegen das Zentrum zu verteidigen ſind, auf ſehr
ſchwachen Füßen, ſo daß auch auf dieſer Seite der Wunſch
nach Anſchluß links recht verſtändlich erſcheint.

Alle dieſe Wünſche der antiklerikalen Linken werden aber
fromme Wünſche bleiben, wenn dieſe ſich dabei nicht der tat
kräftigen Unterſtützung, zum mindeſten aber doch der wohl-
wollenden Neutralität der Sozialdemokratie verſichert. Unſere
4 zu verteidigenden Sitze ſind faſt durchweg ſicherer Boden der
Partei, ein Verluſt könnte nur unter ganz außergewöhnlich
ungünſtigen Umſtänden eintreten. Dagegen haben wir in
mindeſtens 3 weiteren Bezirken begründete Ausſicht auf Neu-
eroberungen, und zwar durchweg ohne fremde Unterſtützung.
Unſere Taktik in denjenigen Bezirken, wo wir, ohne ſelbſtändig
in die Wahl einzutreten, zwiſchen dem Zentrum und den
Liberalen bezw. Demokraten den Ausſchlag zu geben haben,iſt alſo von keinerlei Rückſichten auf die eignen érfolge bezw.

auf bürgerliche Gegenleiſtungen beeinflußt. Wir werden nach
wie vor dem ſeither befolgten taktiſchen Grundſatz treu bleiben:
Weder eine nationalliberale noch eine klerikale Mehrheit in
Fragen des kulturellen Fortſchrittes, insbeſondere der Schule,
aber eher einen Nationalliberalen als einen Zentrumsmann.

Die preußiſche Polizei
hat mit ihrer Ausweiſungspraxis gegen Ausländer bis jetzt
wenig Ruhm geerntet. Wir haben erſt dieſer Tage wieder hier
in Halle eine derartige polizeiliche Heldentat erleben müſſen.
Die in ſolchen Fällen in Erſcheinung tretende bureaukratiſche
Engherzigkeit und der Mangel jedes ſozialen Empfindens hat
ſich aber auch bei der vor wenigen Tagen erfolgten Ausweiſung
einiger holländiſcher Kaufleute gezeigt. Es handelt ſich um ge
bürtige Deutſche, die im jugendlichen Alter nach Holland aus-
wanderten, vermutlich, um ſich der Militärpflicht zu entziehen,
die in Holland naturaliſiert ſind und nun mit deutſchen Firmen
in Geſchäftsverbindung ſtehen und in Geſchäften Deutſchland
beſuchten. Jn Rückſicht auf den letzteren Umſtand haben 70 der
größten Berliner Konfektionsfirmen eine Petition an den Mi-
niſter des Jnnery gegen die Ausweiſung gerichtet. Die
Petition weiſt darauf hin, daß in Deutſchland gebürtige,
holländiſche Einkäufer in der Berliner Damenkonfektion
für etwa eine Million jährlich Einkäufe machen
und Hunderten von Arbeitern dadurch Beſchäftigung geben.
Falls es ſich um Ausweiſungen aus ſchwerwiegenden politiſchen
Gründen handelte, müßten ſeblſtverſtäundlich geſchäftliche Jnter-
eſſen zurücktreten. Da aber die Maßnahme des Regierungs
präſidenten lediglich auf formale Bedenken zurückzuführen ſei,
habe auch das Jntereſſe eines ſo wichtigen Geſchäftszweiges,
von dem ſo viele Exiſtenzen abhingen, Anſpruch auf Berück-
ſichtigung. Darum wird um Aufhebung der Ausweiſungs-
befehle erſucht, weil ſonſt zu befürchten ſei, daß die Geſchäfts
verbindungen mit Holland allgemein gefährdet würden infolge
der großen Erregung, welche die Maßnahme in Holland her-
vorgerufen hat. Ob der Miniſter die Sache rückgängig machen
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walten zu laſſen.

Jn der Reichstagsnachwahl in Konitz-Tuchel ſiegte der
radikal polniſche Verleger Kulerski mit 6024 immen.
S korski (Pole) erhielt 2959, Aly Kandidat der Deutſchen)
2670 Stimmen.

Die Reform des bayeriſchen Landtagswahlrechts ſoll
im Miniſterium im Entwurf ziemlich fertig ſein. Sie wird das
geheime, direkte, allgemeine Wahlrecht bringen, leider nicht das
gleiche. Es ſollen Wahlkreiſe mit ein und zwei Abgeordneten
geſchaffen werden. Beſonders gut ſollen die Ausſichten, daß die
Kammer den Entwurf annimmt, nicht ſein. Zur Annahme iſt
Zweidrittelmehrheit nötig; dieſe hat das Zentrum auch dann
nicht, wenn es ihm gelingt, Bauernbündler und Konſervative
ins Schlepptau zu nehmen.

Preußiſches Schulelend. In einer Schwurgerichtéver-
handlung in Dortmund ſollte ein Lehrer aus Altenderne über
eine zu Oſtern 1903 entlaſſene Schülerin, die Hauptzeugin, ein
Leumundszeugnis abgeben. Der Lehrer erklärte aber, ſich über
den Charakter des Mädchens nicht äußern zu können, da er
damals 205 Schülerinnen gehabt und ſich über die
Jndividualität der einzelnen nicht habe orientieren können.
Kann da noch von einem erfolgreichen Unterrichte die Rede
ſein, wenn ein Lehrer mehr als zweihundert Kinder zu unter-
richten hat

Wegen Kaiſerbeleidigung wurde von der Strafkammer
in Lüneburg ein Arbeiter zu 2 Monaten Feſtungshaft
verurteilt. Er hatte eine abfällige, beleidigende Aeußerung über
den Kaiſer getan, aber ſofort, als er darauf aufmerkſam ge
macht worden war, das dürfe er nicht ſagen, das ſei eine
Majeſtätsbeleidigung, geäußert, er habe ſich wirklich nichts Böſes
dabei gedacht. So beſchämend die ganzen Majeſtätsbeleidigungs-
prozeſſe für Deutſchland überhaupt ſind, ſo erfreulich iſt es,
daß in dieſem Falle auch gegen einen Arbeiter auf Feſtungshaft
erkannt iſt. Jn ähnlichen Fällen hatte man vorher immer auf
Gefängnis erkannt.

Jm Hüſſener Prozeß hat der Gerichtsherr, Admiral
Köſter, gegen das Urteil des Oberkriegsgerichts am Montag
Reviſion eingelegt. Volle acht Tage hat der Admiral Zeit
zur Ueberlegung gebraucht, ehe er ſich zur Einlegung der Re-
viſion entſchloß.

Hüſſener macht Schule. Der Fähnrich z. S. Heyroth
vom Küſtenpanzer Hagen wurde wegen Verdachts der tätlichen
Beleidigung Untergebener und wegen Fluchtverdachts in Kiel
verhaftet.

Und aus Mainz meldet die Frankfurter Zeitung: Gegen
den Einjährigen Hommel, der Sohn eines bedeutenden
Großinduſtriellen, der ſeine Militärzeit bei dem 6. Ulanen-
regiment in Hanau abſolviert, iſt eine Unterſuchung wegen
Körperverletzung eingeleitet worden. Bei Gelegenheit eines
Gartenfeſtes in der Behauſung ſeiner Eltern geriet der Ein-
jährige mit dem Hausmeiſter ſeines Vaters in Streit, der
junge Mann zog ſeinen Säbel und hieb damit auf den
Hausmeiſter ein, der dadurch eine ſchwere Verletzung
erhielt und blutend zuſammenfiel.

Derartige Ausſchreitungen ſchneidiger Bengels in Uniform
werden durch das Waffentragen des Militärs provoziert.
(Siehe den Artikel: Fort mit dem Waffentragen! in der
heutigen Nummer.)

Ein reingefallener Anonymus. Der Vorwärts erzählt:
Wenn Denunzianten feige ſind, greifen ſie zu dem Mittel des
anonymen Briefes. Sie wiſſen zwar, daß ein ſolches Schrift-
ſtück in dem Empfänger leicht den Wunſch rege macht, es mit
der Zange anzufaſſen, doch das ficht ſie nicht an. Die Abſender
dürfen ſich damit tröſten, daß auch anonymen Denunziationen
meiſt Folge gegeben wird, und darum iſt es ihnen ja nur zu
tun. Der Giftpfeil verfehlt aber manchmal doch ſein Ziel.
Der denunzierende Anonymus ſieht ſich dann um ſeine gierig
erwartete Freude gebracht, aber anſtändige Leute erfüllt ſein
Reinfall mit Befriedigung. Einem dieſer das Licht der
Oeffentlichkeit ſcheuenden Denunzianten hat kürzlich das Be
zirkskommando Berlin II einen Strich durch die Rechnung ge-
macht. Ein Banarbeiter P. ſollte zu einer militäriſchen Uebung
eingezogen werden, hatte aber durch ſchriftliche Eingabe gebeten,
ihn diesmal davon zu befreien. Zur Begründung ſeines Ge-
ſuches hatte er angeführt. er habe längere Zeit keine Arbeit ge-
habt und ſei dadurch in Schulden geraten. Um dieſe Angaben
zu prüfen, wurde von zuſtändiger Seite in dem Hauſe, das P.
bewohnt, recherchiert. Nachdem die Recherche ausgeführt war,
lief beim Bezirkskommando ein Schreiben ein, in dem verſichert
wurde, die Angaben P.s ſeien vollſtändig unwahr, er habe ſtets
guten Verdienſt, nur im Winter habe er bei der größten Kälte
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erhalten, denn er ſei ſtrenger Sozialdemokrat. Die Bemerkungen
waren dem Briefe angehängt, wie wenn der anonyme Ver-

ſie als etwas Nebenſächliches betrachtete und ſie nur der
ollſtändigkeit halber hinzugefügt hätte. Jn Wirklichkeit dürfte

es aber dem denunzierenden Anonymus gerade darum zu tun
geweſen ſein, daß die zuſtändige Militärbehörde durch dieſe Zu
ſätze Kenntnis davon erhielt, was für ein ſchlechter Kerl dieſer
an Streiké teilnehmende, zur Sozialdemokratie haltende P. ſei
und wie wenig er die erbetene Berückſichtigung verdiene. Das
Bezirkskommando hat anders gedacht und gehandelt, als der
Denünziant es erwartete. Wenige Tage nach Eingang des
anonymen Briefes erhielt P. vom Bezirkskommando die Zu
ſchrift, daß er von der Uebung diesmal ausnahmsweiſe befreit
worden ſei. Der anonyme Brief war zur Kenntnisnahme bei-
gefügt worden. Außerdem hatte ein Hauptmann (deſſen Unter
ſchrift ſich nicht mit Sicherheit entziffern läßt) der Zuſchrift des
Bezirkskommandos die Bemerkung angehängt, daß „derartige
törichte anonyme Anklagebriefe ganz ihren Zweck verfehlen“.
Dieſe Bemerkung wird aus zweifachem Grunde den Beifall
unſerer Leſer finden nicht nur deshalb, weil dem ſich in das
Dunkel der Anonymität flüchtenden Anonymus ſeine häßliche
Freude verdorben worden iſt, ſondern auch deshalb, weil das
Verfahren des Hauptmanns wohltuend abſticht von dem, was
man ſonſt manchmal über die Behandlung von Sozialdemokraten
in der Armee zu hören bekommt.

Soldatenſchinderei. Der Unteroffizier Hein der 7. Kom
pagnie Jnf.-Reg. Nr. 68, hat der Musketier Kosnietsni ſeiner
Korporalſchaft, als die Soldaten im Viegen ſchießen ſollten, durch
drei Fußtritte in die linke Hüfte mißhandelt. Ferner hat er ihn
an der Naſe gefaßt und gedrückt, um die Kopfſtellung zu ver
beſſern mit der Fauſt ſchlug er ihn auf den Helm, daß die
Vorderſchiene abfiel, und auf die Naſe. Dieſe Vorfälle ereig-
neten ſich im März, der Mißhandelte gibt heute vor dem Kriegs
gericht der 15. Diviſion an, er verſpüre noch Schmerzen ob
dieſe von den Fußtritten herrühren, vermag er nicht zu ſagen.
Das Gericht nimmt Mißhandlungen in zwei Fällen und un-
vorſchriftsmäßige Behandlung Untergebener im Dienſt an und
erkennt auf 14 Tage Mittel-Arreſt unter Annahme
eines „minder ſchweren Falles“. Die Mißhandlung
habe keine ſchlimmen Folgen gehabt, der Unteroffizier ſei erregt
geweſen.

Jm Pommernbankprozeſz wurde geſtern die Beweisauf
nahme geſchloſſen. Die Plaidoyers ſollen am Mittwoch be-
ginnen. Von weitergehendem Intereſſe war die Vernehmung
des Geſchäftsführers des Kleinen Journals, Dr. Leip
ziger, über ſeine Beziehungen zur JmmobilienVerkehrsBank.
Dieſer erklärt, er habe ſich bemüht, Anteilſcheine bei Bekannten
unterzubringen, und es ſei ihm geraten worden, zur Pommern
bank zu gehen. Dort ſei er „entgegenkommend“ auf-
r worden und ſeinem Geſuche habe man entſprochen.

Da die Anteilſcheine noch nicht fertiggeſtellt waren, habe er dem
Angeklagten Romeick einen Wechſel über 25000 M. gegeben.
Dies wird auch von Romeick dahin beſtätigt, daß die Wechſel
„gewiſſermaßen“ nur als Bürgſchaft für die Zeit dienen ſollten,
bis die Anteilſcheine fertiggeſtellt ſein würden. Er habe die
Anteilſcheine für 25000 M. keineswegs für wertlos gehalten;
denn Dr. Leipziger ſei in der Lage geweſen, für dieſe Summe
volle Sicherheit zu bieten. Der Zeuge Dr. Leipziger betont
unter ſeinem Eide, daß ihm der Brief des verſtorbenen General-
konſuls Goldberger, in welchem der Bank gedroht wird, falls
ſie die Anteilſcheine nicht übernehme, abſolut unbekannt ge
weſen ſei. Erſt durch die Verhandlung habe er Kenntnis von
dem Brief erhalten.

Jm weiteren Laufe der Verhandlung kommt der Staats
anwalt darauf zurück, daß der Angeklagte Schultz neulich
erklärt habe, er hätte ea. 1/2 Millionen Mark für wohl-
tätige Stiftungen ausgegeben. Jn der Vorunterſuchung
habe er nur 470 000 M. angegeben. Der Staatsanwalt frägt,
wohin die übrige Geldſumme gekommen ſei. Der Angeklagte
Schultz lehnt eine Beantwortung ab.

Ausland.
Ungarn. Zu blutigen Zuſammenſtößen iſt es am

Sonntag abend in Großwardein gekommen. Die Polizei griff
eine aus einer Verſammlung kommende Menge mit der blanken
Waffe an. Die Angegriffenen ſuchten ſich durch SteinwürfeS verteidigen. Die Pellet requirierte Militär, worauf zwei

ataillone Jnfanterie und eine Eskadron Huſaren das Volk
angriffen. Zahlreiche durch Säbelhiebe verletzte Perſonen wurden
ins Hospital gebracht. Von den Soldaten ſollen vier ver
wundet ſein.

Glühende Flüche des Haſſes, der Verzweiflung ſandten die
Leibeigenen hinüber nach den im weißlichen Dunſtſchein grell
ſich aufpflanzenden Mauern des Schloſſes.

Der Stein war im Rollen. Keine Macht war im ſtande, den
gewaltſamen Ausbruch der gemarterten, empörten Volksſeele
hintanzuhalten.

Die Gerüchte drangen auch in die Hütte Piratows.
Mit unheimlich ſunkelnden Augen ſah Wera dem Kommenden

entgegen. Eine entſetzliche Ruhe und Kaltblütigkeit war über
ſie gekommen. Sie ſchien mit dem Leben gänzlich abgeſchloſſen
und nur noch den einen Wunſch zu haben, Rache zu nehmen
für die Willkür ung Grauſamkeit, die gegen ſie, gegen die ganze
große Maſſe der Leibeigenen geübt wurde.

Der alte Piratow hockte auf einem Holzklotz in der Ecke. Er
hatte aus allerlei Gerümpel eine defekte Sichel hervorgezogen,
welche er reparieren wollte.

Als ſei ein Dämon in den Greis gefahren, als hätte die Be-
rührung des Eiſens ihn elektriſiert, kehrte er ſich plötzlich um
ſeine Augen rollten, ſeine Bruſt, der ganze Körper zitterte und
wogte, und mit gebrochener, heiſerer Stimme ſchrie er auf:
„Was? Ausſetzen Betteln gehen Das mir, der ich über
fünfzig Jahre lang für die Herren ſchwer gearbeitet habe und
zum hilfloſen Krüppel geworden bin Hahaha!“

Es war ein wildes, wahnſinniges Lachen, wobei ihm das
Blut in die vertrockneten Wangen ſtieg.

Die Lippen krampfhaft aufeinander gepreßt, verharrte Wera
in einem unheimlichen Schweigen. Eine ſeltſame Starrheit
laſtete auf ihren Gliedern, auf ihrer ganzen Seele.

Die Leibeigenen brauchten nicht lange zu warten.
Ein Haufe Leibeigener vom Schloßgeſinde kam mit Kiſchkin

an der Spitze ins Dorf.
Eine Flut von Schimpfworten empfing ihn ſeitens der branden

den Menge, die auf der Dorfſtraße verſammelt war.
„Geht zurück und ſagt dem Bluthund da droben, er möge

ſelbſt kommen ß
Kiſchkin mit mehreren ſeiner Leute wollte in die Hütte Piratows

eindringen. Sie fanden die Tür verſchloſſen. Durch und durch
morſch, war ſie mit wenigen Schlägen zertrümmert.

Ein Holzkloben, von Wera in wahnſinniger Verzweiflung ge
ſchleudert, tragen der Andringenden am Kopfe und ſtreckte
ihn nieder. Die anderen prallten erſchrocken zurück. Solchen
Widerſtand hatten ſie nicht erwartet.

„Drauf nehmt die verfluchte Hexe gefangen brüllte
Kiſchkin und ſchwang die Knute.

Ein kurzer Kampf folgte, wobei ein zweiter verletzt zurück
taumelte dann zerrten viele Fäuſte Wera heraus. Unter
den rohen Griffen ging ihre Kleidung in Fetzen. Aber noch
immer leiſtete ſie den hartnäckigſten Widerſtand. Wütend ſchlug
Kiſchkin mit der Kuute auf ſie ein, daß ſie nach dem zweiten
Streiche zuſammenſank.

Plötzlich erhielt Kiſchkin einen gewaltigen Schlag auf den
Arm, einen zweiten über den Kopf. Betäubt taumelte er zur
Seite. Gleich darauf flogen rechts und links mehrere andere
fürſtliche Diener in den Sand, wie von einer Exploſion
niedergeſtreckt.

Es war Sergei Michailowitſch, welcher wie ein Löwe mitten
in den Haufen hineingeſprungen war. Auf ſeinen Armen trug
er die ohnmächtig gewordene Wera hinweg.

Erſtaunt und unſchlüſſig ſahen die Diener ihm nach.
Die Bauern waren währenddem in ihre Hütten geſprungen.

Mit Aerten, Hacken, Forken und verroſteten Flinten bewaffnet,
ſtürzten ſie in Scharen die Straße entlang. Ein ungeheurer
Tumult durchtobte das Dorf.
„„Das Schloßgeſinde ergriff die Flucht. Einige von ihnen
ſchlichen abſeits. Sie fühlten keine Urſache, ſich gegen ihre
Brüder mißbrauchen zu laſſen, und hielten die Zeit für ge
kommen, ihren Rachegefühlen ebenfalls freien Lauf zu laſſen.
Sie ſchloſſen ſich unbemerkt den Aufſtändiſchen an.

„Auf nach dem Schloß! Wir wollen Rache nehmen
Rache! Nach dem Schloß

Wer das Signal gegeben, wußte niemand zu ſagen.
Aber es war gefallen und es wirkte auf die bis zur Siede
hitze gereizten und erregten Maſſen wie das Sturmſignal im

Kriege. 4Wie eine raſende Springflut wälzten ſie ſich dem Schloſſe
zu. 7Aufgeregt, mit zuckenden Lippen, durchmaß oben im Schloſſe
Fürſt Romanzoff mit e Schritten das Zimmer und er-
Pßſeete den Bericht Kiſchkins über die Ausführung ſeiner Be
ehle.
Der Morgen war prächtig und der Fürſt öffnete ein Fenſter,

um die reine, köſtliche Luft zu atmen.

Er lächelte im Vollgefühle ſeiner Macht, einen Haufen unzu-
friedener Leibeigener, die ſich vermaßen, gegen ihn, ihren „Herrn“,
zu murren, wie eine Herde Hunde niederzwingen zu können, daß
ſie um Gnade winſelten.

Doch ſchon im nächſten Augenblick erſtarb ſchon das Lächeln
auf ſeinen Lippen. Ein fürchterlicher Lärm kam vom Dorfe her
und die Flüche wurden immer wüſter und vernehmbarer.

Mit bleichem Geſicht kam ein Lakai hereingeſtürzt, vor
Schrecken konnte er aber nur ein paar Worte ſtammeln, aus
denen der Fürſt „Aufruhr! Rebellion herauszuhören glaubte

(Fortſetzung folgt.)

Schweinerei.
(Ein katholiſcher Pfarrer in Düſſeldorf

(Friedrichsſtadt) erklärte einer Dame, die
ſich nicht kirchlich trauen laſſen wollte
„Wenn Sie nicht kirchlich heiraten, leben
Sie wie die Schweine zuſammen.“)

Wenn ein Paar, das ſich nicht liebt,
Sinn Geld zuſammen gibt,

as iſt keine Schweinerei.

Aber n ein Ehepaar
Sich nicht bindet am Altar,

as iſt eine Schweinerei.
Wenn ein Weib herumſpaziert,
Dick geſchminkt, gemalt, geſchnürt,

Das iſt keine Schweinerei.
Aber wenn ein Künſtler hat
Ueberſehn das Feigenblatt,

Das iſt eine Schweinerei.
Wenn ein Menſch impertinent
Junge Bräute Schweine nennt,

as iſt keine Schweinerei.
Aber daß ein ſolcher MannHeute über werden kann,

Das iſt eine Schweinerei!

(Jugend.) Helios.
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Gendarmen ſtatt. Letztere ſchoſſen mehrmals auf die Bauern,
wodurch vier derſelben ſchwer und ſechs leichter verwundet
wurden.

Belgien. Die Kongogreuel ſind offiziell gutge-
heißen. Jn der Deputiertenkammer hatte der ſozialiſtiſche
Abgeordnete Vandervelde eine Interpellation wegen der im
Kongoſtaate vorgekommenen ſcheußlichen Greueltaten gegen Ein
geborene eingebracht. Die Interpellation war durch eine Fülle
nachgewieſener Tatſachen belegt und belaſtete die Verwaltung
des Kongoſtaates, deſſen Souverän der König der Belgier iſt,
ſchwer. Auch liberale Abgeordnete hatten ſich dem Vorgehen
Vanderveldes angeſchloſſen. So hatte ein Liberaler darauf
hingewieſen, daß man von einer Regierung, deren König ein
Spekulant ſei, nichts anderes erwarten dürfe. Die Klerikalen,
die in Belgien bekanntlich am Regiment ſind, hatten die Schand-
wirtſchaft lebhaft in Schutz genommen. Da ſie in der Kammer
die Mehrheit beſitzen, ſo wurde ſchließlich mit 91 Stimmen gegen
35 bei ſieben Stimmenthaltungen folgende von dem ultramon-
tanen Miniſter Woeſte eingebrachte Tagesordnung angenommen
Die Kammer, in Uebereinſtimmung mit der Regierung und im
Vertrauen in die moraliſche nnd ſtetige Entwickelung des Kongo-
ſtaates unter der Aegide des Königs Leopold, geht zur Tages-
ordnung über. Ein Antrag auf Streichung der Worte „in
Uebereinſtimmung mit der Regierung“ war zuvor abgelehnt
worden. Hervorgehoben zu werden verdient, daß ſich der edle
König Leopold von den Abgeordneten Dinge ſagen laſſen mußte,
die geringfügig ſind im Vergleich zu den angeblichen Beleidi-
gungen Leopolds, derentwegen vor Jahren der Gen. Wabersky
vom Hamburger Echo in der freien Hanſeſtadt zu neun Monaten
Gefängnis verurteilt worden iſt.

Serbien. Eine neue h Einer Blätter-meldung zufolge wurde in einer ſerbiſchen Grenzſtadt ein Leut
nant wegen Bedrohung des Verſchwörers Oberſt Maſchin ver-
haftet. ei dem Leutnant wurden Papiere beſchlagnahmt, wo
raus hervorgeht, daß 12 ſerbiſche Offiziere ſich eidlich verpflichtet
haben, den Tod König Alexanders zu rächen.

England. Gegen den Kornzoll. Jn einer Verſamm-
lung der Fabiergeſellſchaft erklärte ſich Mr. Sidney Webb gegen
den Kornzoll. Wolle man das Reich ſtärken, ſo i man
für beſſere Arbeiterſchutzgeſetze und eine ſtärkere lokale Verwal
tung ſorgen. Jedoch wäre es ein Jrrtum, den Ernſt der poö-
litiſchen Lage zu unterſchätzen. Die Liberalen ſeien ſehr un-
klug, wenn ſie glaubten, Chamberlains Rede ſei nur ein Wahl-
manöver geweſen. Man müſſe vielmehr zugeben, daß der
Premierminiſter und der Kolonialſekretär ernſte Gründe haben
für die Aufwerfung der Frage über die Zuſammenfaſſung des
Reiches. Jedoch liege etwas Genaueres in dem Gedanken,
einen Zuſammenſchluß des Reiches auf Koſten der halbver-
hungerten Arbeiter und der Opfer des Schwitzſyſtems herbei-
zuführen.

Körperlicher Rückgang in der Arbeiterſchaft.
Jm Oberhaus ſtellte der Graf von Meath den Antrag, eine
Kommiſſion zur Unterſuchung der nationalen Geſundheit einzu-
ſetzen. Er begründete ſeinen Antrag mit folgenden zwei Tat-
ſachen: Erſtens iſt eine Kommiſſion in Schottland, die die ge-
ſundheitlichen Verhältniſſe unterſuchte, zum Ergebnis gelangt,
daß manche Schichten der Bevölkerung einer Degeneration an-
heimfallen. Zweitens hat der General-Jnſpektor der Rekru-
tierung in ſeinem Berichte für 1902 erklärt, daß die Arbeiter-
klaſſe, aus der die britiſchen Rekruten gezogen werden, nach
und nach degeneriere. Der Biſchof von Riyon unterſtützte den
Antrag und meinte, daß auch die Zahl der Geburten im Ab-
nehmen begriffen ſei. Ebenſo hat Sir William Anſon, der
parlamentariſche Sekretär des Unterrichtsamtes, im Unterhauſe
erklärt, „daß 60 000 Londoner Schulkinder körperlich untüchtig
ſind; ſie haben weder genug Nahrung, noch einigermaßen ge-
ſunde Behauſung. Das Geld, das die Nation auf die geiſtige
Ausbildung dieſer Kinder ausgibt, iſt einfach hinausgeworfen,
da ſie bei ihrem körperlichen Zuſtande vom Unterricht keinen
Nutzen haben können.“
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S oziales.
Der Achtſtunden-Tag. Der achtſtündige Arbeitstag

iſt in der großen optiſchen Werkſtätte von Karl Zeiß in Jena
praktiſch mit gutem Erfolge erprobt worden. Vor einigen
Tagen hielt, wie die Voſſ. Ztg. berichtet, Profeſſor Abbe, der
Leiter der weltberühmten Firma, vor der verſammelten Arbeiter-
ſchaft einen Vortrag über die mit der Einführung des Acht-
ſtundentages erzielten Ergebniſſe. Die neue Einrichtung, mit
einer zweiſtündigen Mittagspauſe, beſteht ſeit dem April des
Jahres 1902, ſo daß ein abſchließendes Urteil möglich geworden
iſt. Es iſt weder eine Verminderung der Produktion, alſo auch
keine Verringerung der Arbeitsleiſtung und des Verdienſtes der
einzelnen Arbeiter eingetreten, noch iſt die Arbeitskraft irgend-
wie ſtärker in Anſpruch genommen worden. Natürlich ſei die
Tätigkeit eine intenſivere geweſen, die mit langer Arbeitszeit
in Verbindung ſtehenden Unzuträglichkeiten und übeln Gewohn-
heiten ſeien dagegen durch die Neuerung in Wegfall gekommen.
Profeſſor Abbe ſtützte ſeine Wahrnehmungen auf ſehr inter-
eſſantes techniſches und phyſiologiſches Marerial und ſtellt in
Ausſicht, zur Förderung der in Deutſchland auf eine Ver-
kürzung der Arbeitszeit gerichteten Beſtrebungen ſeine Ex-
fahrungen näher erläutert und ſyſtematiſch zuſammengeſtellt in
einer volkswirtſchaftlichen Zeitſchrift zu veröffentlichen.

Wie der Staat ſich einer hungernden Mutter an-
nimmt. Aus Wien berichtet das dortige Fremdenblatt: Eine
arme Frau, die mit ihren drei Kindern ſterben wollte, weil ſie
für ihre Kleinen nicht mehr zu ſorgen im ſtande war, wurde
geſtern nach mehr als zweimonatlicher Unterſuchungshaft in
Freiheit geſetzt. Die Enthaftete iſt die Zimmermalersgattin
Joſefa Martinek, die vor einigen Monaten von ihrem dem
Trunke ergebenen Manne verlaſſen worden. Mit Waſchen und
kleineren Arbeiten für die Hausgenoſſen ſuchte die Frau ſich
und ihre drei Kinder, die elfjährige Joſefa, die neunjährige
Hildegarde und die dreijährige Martha, zu erhalten. Doch ihre
Kräfte reichten nicht aus, und als ſie ſah, daß ſie den Hunger
der Kleinen nicht ſtillen könne, beſchloß ſie in ihrer Verzweiflung,
mit den Kindern zu ſterben. Sie verſetzte ihre letzten Hab-
ſeligkeiten und kaufte für den Erlös einen Revolver. Am
30. April, als die Kinder am Abend zur Ruhe gegangen waren,
beſchloß Frau Martinek, ihren unſeligen Vorſatz auszuführen.
Leiſe ſchlich ſie zum armſeligen Lager, auf dem die elffährige
Joſefa ruhte, und ſetzte dem Mädchen den Revolver an dieSchläfe. Doch das Kind erwachte, als das kalte Eiſen es be-

rührte, und ſtarrte die Mutter entſetzt an. „Jch muß ſterben
und wollte Dich mitnehmen“, ſtammelte Frau Martinek unter
Thränen, da fiel ihr das Kind um den Hals und bat: „Tu's
nicht Mutter, laß uns leben.“ Von Aufregung erſchöpft, ſank
die arme Frau auf ihr Bett, die Kleine kroch zu ihr empor,
ſchmiegte ſich dicht an ſie und hielt die ganze Nacht die Händeder Hutter feſt, damit dieſe ihren furchtbaren Entſchluß nicht
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und
x t e dzen wurde die kleine

den ganzen Tag
7 e ſoei ihr zubringen. Als Joſefa Martinek mit ihren zwei Kindern

allein war, drängte ſich ihr noch einmal der Gedanke auf, ſie
müſſe ſterben und könne ihre Kinder nicht ſchutzlos zurücklaſſen.

n. mit dem RevolverDoch als ſie ſich der neunjährigennäherte, wehrte ſich das a de ein ſcege Bitten
ließ die Frau abermals von ihrem entſetzlichen Vorhaben ab.
Die kleine Joſefa hatte indeſſen der Tante von dem grauen-
haften Vorgange des vergangenen Abends Mitteilung gemacht,
und da man befürchtete, Frau Martinek werde ihren Entſchluß
doch noch ausführen, wurde die Polizei verſtändigt, welche die

rau in v nahm. Die Kleinen wurden mit Hilfe der Kinder
chutz und Rettungsgeſellſchaft zu PflegeEltern in Koſt gegeben,

gegen die Mutter wurde die Unterſuchung wegen Mordverſuches
eingeleitet. Nun haben die Gerichtspſychiater erklärt, daß Joſefa
Martinek im Zuſtande der Sinnesverwirrung, hervorgerufen
durch Verzweiflung und grenzenloſe Aufregung, gehandelt habe,
worauf die Unterſuchung eingeſtellt und die unglückliche Mutter
nach zweimonatlicher Haft entlaſſen wurde.

BDolizeiliches und Gerichtliches.
s Die Preſſe und der Paragraph vom Groben Unfug.

Das Landgericht Dortmund hat am 17. April den Redakteur
der Rheiniſch weſtfäliſchen Arbeiterzeitung, Genoſſen Linus
Scheibe in Dortmund, wegen groben Unfugs, verübt durch
die Preſſe, zu einer Geldſtrafe von 50 M. verurteilt. Er hatte
in ſeinem Blatte am 9. Juli v. J. mitgeteilt, daß der Metzger
Moll jun. in Scharnhorſt die Rheiniſchweſtfäliſche Arbeiterztg.
nicht mehr halte, weil er ſie bereits in ſeinem andern Geſchäfte
an einem andern Orte halte. Daran war die Aufforderung
an die Leſer geknüpft, ſie möchten lieber ihr Fleiſch anderswo
kaufen. Das Gericht hat hierin eine Aufforderung zur Boykot-
tierung des genannten Metzgers erblickt, die ſich als grober
Unfug im Sinne des 8 360, 11 Str.G.B. darſtelle. DieRebiſton des Angeklagten, welche vor dem Reichsgerichte zur

Verhandlung kam, rügte Verkennung des S 360, 11. Entgegen
dem Antrage des Reichsanwalts erkannte das Reichsgericht
auf Aufhebung des Urteils und Zurückverweiſung der Sache
an das Landgericht. Zur Begründung wurde ausgeführt:
Für die Anwendung des S 360, 11 auf einen Zeitungsartikel
iſt es erforderlich, daß durch denſelben der Beſtand der öffent-
lichen Ordnung unmittelbar geſtört wird. Feſtgeſtellt iſt, daß
ein Teil der Leſer des Blattes des Angeklagten pſychiſch erregt
geweſen iſt darüber, daß ihr Erwerb beeinträchtigt werden
könne. Das Landgericht ſcheint anzunehmen, daß dadurch ohne
weiteres die Allgemeinheit beunruhigt worden ſei; dies würde
rechtsirrtümlich ſein. Auch fehlt in dem Urteile die Feſtſtellung,
daß ſich der Angeklagte bewußt war, daß die Nachricht das
Publikum beunruhigen könne.

Barteinachrichten.
Bebel eontra Bernſtein. Die neueſte Nummer (41) der

Neuen Zeit enthält an erſter Stelle folgende

Erklärung.
Als ich meinen in Nr. 40 der Neuen Zeit veröffentlichten

Artikel Das Fazit der Wahlen ſchrieb, lag mir das Juliheft der
Sozialiſtiſchen Monatshefte noch nicht vor, in dem der Artikel
von Ed. Bernſtein: Was folgt aus dem Ergebnis der Reichs-
tagswahlen enthalten iſt. Wären mir Bernſteins Auslaſſungen
bekannt geweſen, ſo hätte ich dagegen aufs ſchärfſte Stellung
genommen.

Nachdem dieſes aber in der Nr. 40 der Neuen Zeit durch
den Verfaſſer des Artikels Von Extra- und anderer Wurſt
geſchehen iſt, halte ich mich für verpflichtet, öffentlich zu er
klären, daß ich Wort für Wort mit demſelben einverſtanden
bin.

Es fehlte gerade noch, daß ſich die Partei ihren großartigen
Sieg vom 16. Juni durch Betrachtungen verekeln ließe, wie
ſie Genoſſe Bernſtein zum Jubel unſerer Gegner zum beſten
gibt.

Sollte hier oder dort in der Partei ein Zweifel beſtehen,
was die Wahl vom 16. Juni zu bedeuten hat, dann empfiehlt
es ſich, daß der Parteitag zu Dresden klipp und klar ſeine
Meinung darüber äußert. Unſere Vertreter haben Beſſeres
zu tun, als über die Niederlage des bürgerlichen Liberalismus
larmoyante Betrachtungen anzuſtellen und um die Gunſt der
bürgerlichen Parteien zu buhlen.

Küßnacht-Zürich, den 6. Juli 1903. A. Bebel.

Gewerkſchaftliches.
Achtung, Metallarbeiter! Jn Hirſchberg beſtehen für

alle Branchen Differenzen.
Gewerkſchaften und Gewerbeinſpektion. Ein ſehr

empfehlenswertes Beiſpiel hat der Gewerbeinſpektor Weſter-
meyer in Düſſeldorf beim Antritt ſeines Amtes gegeben, indem
er den Gewerkſchaften folgende Mitteilung machte: „Jch kann
Jhnen nur empfehlen, die Arbeiter bei jeder ſich bietenden
Gelegenheit darauf hinzuweiſen, daß ſie Anliegen und
Beſchwerden ohne Furcht vor Nachteilen jederzeit
auf dem Bureau der Jnſpektion perſönlich vor-
bringen können. Wie Sie aus den in Kürze erſcheinenden
Jahresberichten der Regierungs und Gewerberäte für 1902
werden entnehmen können, haben in meinem früheren Aufſichts-
bezirk Siegen i. W. die Arbeiter die Gelegenheit zu perſön
licher Ausſprache mit dem Gewerbeinſpektor gern und ſehr
häufig benutzt. Es würde mich freuen, wenn auch die hieſige
Arbeiterſchaft von dieſer ihr bereitwilligſt gebotenen Gelegenheit
nicht minder zahlreichen Gebrauch machen wollte.“

Die internationale Buchdruckergehilfen- Organiſation.
Das internationale Buchdrucker-Sekretariat in Bern hat ſoeben
eine Zuſammenſtellung über die Gehilfen -Organiſationen im
Buchdruckgewerbe veröffentlicht. Das Buch enthält wertvolle
Mitteilungen über die Verhältniſſe im Buchdruckgewerbe aller
Länder Europas, dann Nord-Amerika, SüdAfrika ſowie von
Aegypten und Neu-Süd-Wales. Die r W ſich
auf das Jahr 1902 und erſtreckte ſich auf 31 Bucharbeiter-
Organiſationen mit zuſammen 156 201 Mitgliedern, darunter
521 Setzerinnen und 2640 Lehrlingen. Das Vermögen der
29 Verbände, auf die ſich die Unterſuchung erſtreckte, beträgt
11 521 293 M., doch iſt dieſe Zahl nicht verläßlich, da vielfach
Angaben über das Vermögen der lokalen Kaſſen u. ſ. w.
fehlten. Jn 8 Verbandsgebieten beſteht ein Normaltarif, in
19 Organiſationen gibt es verſchiedene Sektionstarife. Jns-
geſamt arbeiten etwa 144 000 Verbandsmitglieder oder 92 Pro-
ent nach einem mit den Unternehmern vereinbarten Tarif.Die tägliche Arbeitszeit beträgt zumeiſt 8—-9 Stunden nur

5 12 575 Mitglieder beträgt die Arbeitszeit 10, für 2000
itglieder bis zu 11 Stunden. Die Lehrzeit iſt durchſchnitt

ich 4 Jahre, in 2 Ländern 7 Jahre. Die meiſten Organ
ſationen zahlen ReiſeUnterſtützung, ArbeitsloſenUnterſtüßung
(26 h ationen auf die auer von 28 bis 280 Tagen;
24 Verbände zahlen Krankengeld auf die Dauer von 42 Tagen
bis zu 2 Jahren 17 Verbände unterſtützen ihre Jnvaliden,
26 leiſten Sterbegeld, 6 WitwenUnterſtützung, 5 Waiſen Unter
ſtützung. Streik und Maßregelungs Unterſtützung wird von
allen Organiſationen gewährt.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle, 13. Juli.
Erfolgloſe Reviſion. Der Fleiſchermeiſter Otto Heßler

aus Hohenturm wurde am 20. Februar d. J. wegen Diebſtahls
zu 1 Jahr Gefängnis und 2 Jahren Ehrverluſt verurteilt, weil
er am 20. November v. J. dem Fleiſchermeiſter Hoyer aus der
Kühlhalle des Schlachtviehhofes ein Rinderviertel entwendet
haben ſollte. Gegen dieſes Urteil legte der Angeklagte, geſtützt
auf einen Formfehler, mit der Behauptung, er ſei unſchuldig,
bei dem Reichsgericht Reviſion ein. Das Viertel war am hellen
F von e nachdem der Stempel entfernt war, in die

elle des Fleiſchermeiſters Schröder, dem der Angeklagte dieſes
Fleiſch verſprochen hatte, getragen und dann bis auf einen Reſt,
der dem Eigentümer zurückgegeben, verarbeitet worden. Das
Reichsgericht erachtete die Reviſion für begründet und verwies
die Sache zur nochmaligen Prüfung an das Landgericht Halle
urück. Der Angeklagte behauptete heute, wie auch früher, er
abe nicht Hoyers Fleiſch ſondern das ihm gehörige Viertel

aus der Kühlhalle weggenommen, und dieſes dem Schröder
zugeſtellt. Der Zeuge Hoyer müſſe ſich unbedingt geirrt, oder
es müſſe eine Verwechſlung ſtattgefunden haben. Die Beweis-
aufnahme ergab aber, daß der Angeklagte das Viertel von
einem Platz weggenommen, an dem er nichts hängen hatte.
Hiernach hielt das Gericht einen ſeitens des Angeklagten be
angenen Jrrtum für ausgeſchloſſen und verurteilte den mehr-
ach vorbeſtraften Angeklagten wiederum wegen Diebſtahls zu
1 Jahr Geſängnis und 2 Jahren Ehrverluſt.Eine erhebliche Rüpelei brachte den 17 jährigen Maurer
Otto Brauer von Röſſen bei Merſeburg wegen Körperver-
letzung, begangen mittels einer das Leben geſährdenden Be-
handlung, auf die Anklagebank. Der junge Mann war abends
dort in einer Gaſtwirtſchaft geweſen und hatte ein junges
Mädchen verfolgt. Als das Mädchen an einer Witwe Dannen-
berg vorbeilief und auf der Dorfſtraße rief: „Der will mich
hier hauen“, redete Frau D. zum guten und entgegnete der
Verfolgten: „Ach, wer wird Dir denn hier auf der offenen
Dorfſtraße etwas tun.“ Der Angeklagte wendete ſich darauf
der Frau D. zu, gab derſelben einen Schlag ins Geſicht, ſchlug
und ſtieß noch auf die betagte Frau ein, als ſie ſich über das
Betragen des Rüpels beſchwerte. Die alte Frau ſtürzteſchließlich vor ihrem Gehöft zu Boden, wurde unterleibskrank
und ſtand vier Wochen in ärztlicher Behandlung. Auch jetzt
will ſie noch Schmerzen verſpüren, die von der Mißhandlung
herrühren. Der als Sachverſtändiger geladene Arzt beſtätigt,
daß die Verletzungen infolge der Mißhandlung eingetreten ſein
könnten. Der Verteidiger machte geltend, daß der Angeklagte
ſonſt, wie ſein Lehrer und andere Perſonen bekunden könnten,
ein ruhiger und beſcheidener Junge geweſen ſei. Frau D. ſei
auf den jungen Mann, mit deſſen Verwandtſchaft ſie verfeindet
wäre, nicht gut zu ſprechen. Der Staatsanwalt hielt aber, da
der Angeklagte die Frau ohne jeden Grund angefallen habe,
eine exemplariſche Strafe für angebracht und beantragte ein
Jahr Gefänghis. Das Gericht erkannte auf ſechs Monate
ſolcher Strafe.

Wegen Gewerbevergehens waren der Naturheilkundige
Albrecht und der Kaufmann Ulrich vom hieſigen Schöffen-
gericht zu je 30 Mk. Geldſtrafe ev. je 6 Tagen Haft verurteilt
worden, wogegen beide mit der Begründung, ſie wären zu Un-
recht beſtraft worden, Berufung eingelegt hatten. Beide ſollten
ohne Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde gemein-
ſchaftlich eine Privatkrankenanſtalt betrieben haben. Dagegen
wurde ſeitens der Angeklagten eingewendet, daß ſie in Kaſſen-
angelegenheiten nicht miteinander wirkten. Albrecht habe die in
dem Betrieb vorhandenen Räume an Ulrich vermietet, U. be
faſſe ſich mit den Penſionsangelegenheiten, und A. mit der Kur
owie mit der ſonſtigen Behandlung. Es beſtehe eine ſtrenge

Teilung der Geſchäfte und Kur und Behandlung ſowie Penſion
wurde extra honoriert. Mehrere Patienten bekundeten auch,
daß ſie die Behandlungskoſten an Albrecht und die Koſten für
die Penſion an Ulrich entrichtet hätten. Auf Grund der ſtatt-
gehabten Beweisaufnahme kam das Gericht jedoch zu der An-
ſicht, daß beide Angeklagte gemeinſchaftlich gehandelt haben, und
verwarf infolgedeſſen die Berufung.

Eingeſandt.
An die Mitglieder des Allgemeinen Konſum-Vereins.

Hierdurch möchten wir nochmals die Mitglieder unſeres Ver
eins auf die am Mittwoch abend 8/2 Uhr im Bellevue ſtatt-
findende außerordentliche GeneralVerſammlung aufmerkſam
machen.

Die Einberufung einer außerordentlichen General-Ver-
ſammlung und beſonders die Wichtigkeit der Tagesordnung
machen es jedem Parteigenoſſen und Gewerkſchaftler zur Pflicht,
in dieſer Verſammlung zu erſcheinen. Unſer Verein kann unter
den Quertreibereien und Mißſtänden mancher Art nicht ge
deihen und es iſt an der Zeit, hier endlich einmal ordentlich
Abhilfe zu ſchaffen, damit geſunde Zuſtände herbeigeführt
werden.

Darum iſt am Mittwoch das Erſcheinen aller derjenigen
nötig, die der Genoſſenſchaftsbewegung nicht gleichgiltig gegen-

überſtehen, ſondern in derſelben eine Organiſation der
Konſumenten gegen die Ausbeutung durch den Zwiſchenhandel

ſehen. Wenn die Hoalleſchen Genoſſenſchaftler ebenſo
wie unſere Freunde in anderen Städten, ſich ernſtlich um die
Organiſation des Konſums bemühten, würden wir auch ſo gute
Erfolge wie dieſe erzielen. Sehen wir um uns. Ueberall ge-
deiht und ſtrebt das Genoſſenſchaftsweſen im Jntereſſe der
Arbeiter mächtig empor, aber hier in Halle merkt man nichts
davon, weil hier die Genoſſenſchaftsſache zwar viel erörtert,
aber von der großen Maſſe der Genoſſen nicht ernſthaft in die
Hand genommen und bearbeitet wird. Das muß anders
werden!

Bewahrheiten ſich die in der Stadt verbreiteten Gerüchte, ſo
müſſen wir vie ſchlechten Verhältniſſe unerſchrocken beſeitigen
und die Veranlaſſer der letzteren ohne Anſehen der Perſon zur
Rechenſchaft ziehen.

Nach Beſeitigung der beſtehenden Unzuträglichkeiten wird ſich
unſere Genoſſenſchaft ſo entfalten, wie wir es im Jntereſſe der
guten Sache ſchon längſt gewünſcht haben. Daß dies geſchieht,
müſſen am Mittwoch alle Vereinsmitglieder durch zahlreiches
Erſcheinen und tatkräftiges Handeln herbeiführen.

Mehrere Genoſſenſchaftler.



Aus dem Reich.
Leipzig. Urkundenfälſchung. Der Journaliſt Alfred

e Schaffer, ehemaliger Jnhaber des Korreſpondenzbureaus Schaffer
und des Depeſchenbureaus Kurier, beide hierſelbſt, wurde von
dem hieſigen Schwurgericht wegen einfacher und ſchwerer

3 Urkundenfälſchung zu 15 Monaten Gefängnis verurteilt unter
ubilligung mildernder Umſtände und Anrechnung von vier

Monaten Unterſuchungshaft. Schaffer wurde ſchuldig befunden,
h in fünf Fällen öffentliche Urkunden, in einem Falle eine Privat-

urkunde gefälſcht zu haben, um ſich gegen Vorwürfe ſalſcher
vder unzuverläſſiger Berichterſtattung zu rechtfertigen.
Breslau. Das Hochwaſſer hat noch nicht den Höchſt
ſtand erreicht. Geſtern nacht ſtieg das Waſſer um zwei Meter.
Eine Waſſerſtandshöhe, wie die jetzige, wurde ſeit 1854 nicht

4 beobachtet. Es iſt Gefahr vorhanden, daß die Kaianlagen be
ſchädigt werden. Viele Dammbrüche werden gemeldet. Die
Umgegend Breslaus bei Pirſcham iſt überſlutet. Jn der
Provinz iſt die Lage noch trauriger; viele Menſchen ſind um-
gekommen.

Breslau. Wegen Sittenvergehens iſt vom hieſigen
Landgerichte der Fleiſchermeiſter und Gaſtwirt Adolf Rente-
mann zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Er hat
ſeine noch nicht 16 Jahre alte Dienſtmagd V. verführt.
Seine Reviſion, in welcher er behauptete, das Mädchen ſei
nicht unbeſcholten geweſen, da es ſich ſeine Zärtlichkeiten habe
gefallen laſſen, wurde als unbegründet vom Reichsgerichte
verworfen.

Dortmund. Ein Brudermord iſt in dem Dorfe Hahmen
geſchehen. Der 21 jährige Bergmann Kuhlmann kam in an-
getrunkenem Zuſtande von der Generalmuſterung nach Hauſe;
er geriet mit ſeinem Bruder in Streit und ſtieß ihm in der
Wut ein Meſſer in den Leib. Der Geſtochene iſt ſeinen Ver-
letzungen erlegen. Die Frau mit mehreren kleinen Kindern ſind
des Ernährers beraubt. Der Brudermörder iſt in Haft.

gzerufen woſelbſt man die Ehefrau des Arbeiters Chriſtian Eiſen
erger tot im Eiſenberger atte ihr anſcheinend

wegen ehelicher Zwiſtigkeiten mit einem Hammer den Schädel
vollſtändig zertrümmert. Die Eheleute waren ſeit langer Zeit
dem Trunke ergeben. Schon in der Nacht vom Sonnabend
um Sonntag hatte Eiſenberger ſeine Frau deraxt mißhandelt,

d bei Nachbarn Zuflucht ſuchen mußte. Eiſenberger iſt
ü Düſſeldorf. Sechs Perſonen vom Blitz getötet

wurden bei den Sonnabend und Sonntag hier wütenden furcht-
baren Gewittern in der Umgegend.

Köln. Ein furchtbares Hagelwetter ging in Honnef
nieder. Die ganze Ernte wurde vernichtet, der Schaden in den
Weinbergen iſt unberechenbar. Während des Unwetters ſchlug
auf dem Rhein ein Nachen um, wobei zwei Perſonen ertranken.
Eine Perſon konnte gerettet werden.

Hamburg. Familiendrama. Der Sandſchiffer Wendt
in Ochſenwärder ertränkte ſeine Frau im Mühlengraben in
Gegenwart ſeiner 17jährigen Tochter. Wendt iſt ein Trunken-
bold. Er wurde von Bauern feſtgenommen.

Ein ehe-Altona. Auf offener Straße erſchoſſen.
maliger Görlitzer Offizier Namens John, der ſich ins Ausland
begeben wollte, ſein Reiſegeld jedoch hier verzehrte, erſchoß ſich
nachts auf offener Straße.

Kiel. Die Strafkammer des hieſigen Landgerichts verurteilte
die Kaufleute Abraham und Jakob Philippsborn wegen ver-
ſuchten Betruges gegen den Marinefiskus unter Zubilligung
mildernder Umſtände zu je 1500 M. Geldſtrafe event. für je
10 M. einen Tag Gefängnis. Die Angeklagten haben bei zwei
Lieferungen ſogen. Schauenden herſtellen laſſen, dadurch, daß
bei Flanell dichterer Stoff um geringeren herumgewickelt wurde,
der nur einen Wert von 60 Pfg. hatte, obwohl die Lieferung

t Mord an der Ehefean. Weſen vormittagu hr wurde die Polizei in e aus Turmfeldſtraße
e

Untergang eines deutſchen Poſtdampfers. Der deutſche
Se Wawmvſer Jmperator, der mit Poſt und Paſſagieren von
Saßnitz kam, ſtieß, wie aus Trelleborg berichtet wird, am
Sonntag morgen 5 Uhr dicht bei dem Hafen von Trelleborg
mit dem Stettiner Dampfer Robert Köppen zuſammen, deſſen
Bug in den Backbordbug des Jmperator hineinrannte. erJmperator, dem einige Klatten eingedrückt wurden und der
oberhalb der Waſſerlinie ein großes Loch erhalten hatte, lief in
den Hafen von Trelleborg ein und landete ſeine Paſſagfere.
Unmittelbar darauf füllte ſich das Vorderſchiff mit Waſſer und
ſank, während das Hinterſchiff durch waſſerdichte Schotten über
Waſſer gehalten wurde. Der Robert Köppen lief ſpäter eben-
falls mit einem großen Leck im Bug ein.

Eine fürſtliche Pleite. Jn dem Konkurſe Fürſt Ludwig
zu Salm-Kyrburg auf dem Schloſſe meler bei Linz am
Rhein wird nach der Frankfurter Zeitung in dieſem Monat
eine Abſchlagszahlung von 1 Prozent an die Gläubiger ſtatt
finden, wozu ungefähr 17000 Mark vorhanden ſind. Die zu
berückſichtigenden Forderungen betragen 1107 463 Mark.

Jnufolge Porhegtass ſind Sonntag in Paris wiede
10 Perſonen verſtorben. ß

Abgeſtürzt iſt der Touriſt Ludwig Stocker vom Walſerioch
bei L er blieb ſofort tot.Aufgefundene Leiche eines Touriften. Der ſeit dem
27. Juni vermißte Student der Rechte Richard Teuſcher, der
Sohn eines Fabrikanten in Plauen, auf deſſen Auffindung von
den Eltern eine Belohnung von 1000 Mk. ausgeſetzt worden
war, wurde am Sonnabend von einem Hirtenknaben in Gar
miſch tot auſgefunden. Er ſcheint beim Abſtieg von der Alm-
ſpitze an den Oſterfeldern abgeſtürzt und ſofort tot geweſen
zu ſein.
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Beim Vogelſchießen erſchoſſen. Während des
Vogelſchießens beim Schützenfeſt in Camen prallte eine Kugel
von der unter dem Vogel befindlichen Eiſenplatte ab, flog unters

Gockel, ins Gehirn. Der Unglückliche war ſofort eine Veiche. letzt.

Tegernſee.
München kommende

Publikum und drang einem Feſtteilnehmer, dem Buchdrucker Wagen ſind ſtark beſchäd
Das Geleis iſt geſperrt.

pro Meter mit 1.18 M. vereinbart war.
En iſt der um 10 Uhr 50 Minuten von Beantwortung von Anfragen. Das Beilegen einer Frei

ug kurz vor der hieſigen Station. Einige
ädigt, doch wurden Perſonen nicht ver-

Die Redaktion verpflichtet ſich nicht zur brieflichen
marke ändert daran nichts.

Verantwortlicher Redakteur: Robert Fette in Halle.

Sonialdemotr. Verein ſür Halle u. d. Saalr.

Donnerstag den 16. Juli abends Uhr in Letzten Dreier, Rerſeburgerſtt. 29

Mitglieder Aerjinmelateg.
Tagesordnung: 1. Bericht des Wahlkomitees über die ſtattgefundene Reichstagswahl und Abrechnung.

2. Wahl eines ſtellvertretenden Vorſitzenden. 3. Die am 26. Juli ſtattfindende Konferenz und Wahl der Delegierten

hierzu. Der Vorſtand.
Voramzeige.

Die Eröffnung meiner der Neuzeit entsprechend eingerichteten

Kolonialwaren-, Wein u. Zigarrenhandlung,
Spezialität: ff. geröstete Kaffees,

im Hause des Herrn Hoffleischermeisters E. Halke, erfolgt am
Donnerstag den 16. ds. Mts.

Louis Bisfeld,
Gr. Ulrichstr. G2, nahe am Markt.

Unübertroffen
in Reinigungskraft,

Sparsam
im Gebrauch,

Ausgiebig
in der Verwendung.

Dies ist
auch
der

Grund

für ihre allgemeine Beliebtheit.

Vom vereidigten Chemifker unterſucht.
Unter ärztlicher Kontrolle angefertigt.
„Ser ſeine Kinder lich hat.

giebt JhnenKoch's
langjährig bewährten

v 7K. Nührzvwieback.
S Karl Koch's Nährzwieback bildet den

t S e Kindern geſundes Blut, ſtärkt denW Knochenbau und bietet den beſten Erſatz
für die oft mangelnde Muttermilch.

Zu haben in ſämmtlichen Konſum-
vereinen.

Wasserdichte
Bett-

Unterlagen-

Reste!!!

für Erwachſene 70 Pfg.,

für Kinder 15 Pfg.

Irrigateure
komplett

80 Pfg. per Stück.

Hugo Nehab
Nachf.

Gr. Ulrichſtr. 27

Were Leipzigerſtr. 68.

ſcheMilitärſegeltuchſchnürſchuhex

getragen, aber gut erhalten, in großer
Auswahl, verkauft billig

J. Sternliecht, Alter Markt 11.
Ww

Guoldener rc.
Mittwoch den 15. Juli abends 8 Uhr

Guvfte-Frei-Konzevt
gegeben von der eigenen Kapelle des Buchdrucker Verbandes unter

Mitwirkung des Geſangvereins Gutenberg. 20 Muſifer.

Tüchtige Ofenſetzer ſucht
C. Röhme, Scharrenſtraße 8.

Allgemeiner Beachtung empfohlen
ſei die von hervorragenden bearbeitete populär-wiſſenſchaftliche

roſchüren-Serie:

Am Anfang des Jahrhunderts.
Die Serie erſcheint in zwangloſen Heften à 30 Pf. und will in

gemeinverſtändlichen Abhandlungen die Fortſchritte auf den einzelnen
Gebieten behandeln, die Ergebniſſe des 19. Jahrhunderts darſtellen und
Ausblicke auf das 20. Jahrhundert geben.

Bisher ſind 12 dieſer Hefte erſchienen:
1. Kultureſke Amwälzungen im 19. Jahrhundert. Von Dr. Borchardt.

Die Entwickelungslehre im 19. Jahrhundert. Von Wilh. Bölſche.
Die ſoziale Geſetzgebung im 19. Jahrhundert. Von Paul Hirſch.
Der Militarismus im 19. Jahrhundert. Von Karl Bleibtreu.
Die Kirche im 19. Jahrhunderts. Von Paul Göhre.
Die Weltwirtſchaft im 19. Jahrhundert. Von Richard Calwer.
Rakionalismus und Juternationalismus im 19. Jahrhundert.

n 99

Bon

Neu erſchienen:
13. Die Fran im 19. Jahrhundert. Von Thereſe Schleſinger-Eckſtein.
14. Aberglaube und Wyſttik im 19. Jahrhundert. Von Julius Becker.
15. Die Soziologie im 19. Jahrhundert. Von Dr. Caſimir v. Kelles-Kranz.

Jedes Heft iſt einzeln zu haben.
Preis 30 Pf.

Mittwoch
Schlachte Feſt.

Dank.
Zurückgekehrt vom Grabe unſeres

lieben Paulchens ſagen wir für die
herzliche Teilnahme und Blumenſpende

unſern herzlichen Dank. Vielen Dank
auch Herrn Paſtor Meinhof für die
troſtreichen Worte.

Familie Bohl.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

Apollo- Theater. S
7 Kuttelhof 13.Direktion: Gustav Poller. öAm Riebecplatz, nächſte Nähe des g. r v

Eir und VerkaufsNur noch 2 Tage:
Gaſtſpiel der Geſchäft

„ChemnitzereAllabendl. jubelnde Heiterkeit. Uener und gebrauchter Möbel,

Auftret ämtli Spezialitäten.r Luden, Kontar u. Keſtaurations-
Letztes Auftreten der Cinrichtungen von

66„Chemnitzer Friedrich Peileke
B enmefi e Geiſtſtraße 25, Telephon 2450,

des Derrn empfiehlt ſein ſtets großes Lager
Direktor Weisbach. ganzer Ausstattungen

Auf vielſeitigen Wunſch: ſowie„Der Goldsohn“e, einzelner Möbel.
S Villigſte Preiſe und reelſte Bedienung

Transport i Haus od t verhalt! Diebe e Wertde Gale der gut ver
ſte 5 und 6 Pf.-Zi bekommt manbe tet e Kitghens dichter Schaft- u. Zugstiefel,

Landwehrſtr. ſt (Angefertigt vi Suerhaft ge
Papier- und Pappenabfälle S Srernilent. Alter Markt 11.

kaufen jeden Poſten
Kl. Brauhausſtr. 20.

Es muß noch viel
bekannter werden, daß es Wörm
litzerſtraße 109 bei Paul BDriet-
enen für wenig Geld eine wirklich
gute Zigarre gibt.

—TTZm Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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Fort mit dem Waffentragen!
Der Fall Hüſſener hat wieder die Aufmerkſamkeit auf das

außerdienſtliche Waffentragen der Militärperſonen gelenkt. Es
kann keinem Zweifel unterliegen, daß das Herumſtolzieren mit
Säbel und Dolch in unſere Zeit nicht mehr gehört. Außerdem
wirft es auch ein ſonderbares Licht auf die Tapferkeit der Armee,
denn wenn der t ſich gewöhnlich ohne Waffe auf die
Straße wagt, ſoll es der berufsmäßige Vaterlandsverteidiger
doch auch fertigbringen. Aber der Soldat will eben dem
Ziviliſten um jeden Preis überlegen ſein, und darum geht er
bewaffnet durch die Straßen, als ob an jeder Ecke ein Abruzzen-
bandit lauere. Gar nicht ſelten genügt Offizieren und Unter-
offizieren ſogar der Beſitz einer Klinge nicht, ſondern ſie laſſen
ihre Säbel noch ſchleifen. Zur Berechtigung zum Waffentragen
der Armeeangehörigen kommt dann noch die weitere „Annehmlich-
keit“, daß die Träger des bunten Rockes von ihren Vorgeſetzten
förmlich zum möglichſt ausgiebigen Waffengebrauch gegen
Ziviliſten aufgefordert werden. So ſchreibt der preußiſche Major
v. Eſtorff in ſeinem Büchlein Anleitung zum Unterricht über
Fahneneid u. a. folgendes:

Wird er (der Soldat) aber direkt tätlich angegriffen, ſo
muß er zur Wahrung der Ehre ſeines Rockes die
Waffe gebrauchen, dann aber auch ordenttlich,
umdem frechen Beleidiger einen tüchtigen Denkzettel zu geben.

Bei der unglaublichen Begriffsverwirrung, daß irgend ein
Rock eine „Ehre“ haben ſoll, die gewahrt werden müſſe, wollen
wir uns nicht aufhalten. Richtig iſt, daß nun Herr v. Eſtorff
mit ſichtlichem Behagen Fälle erzählt, in denen Ziviliſten von
Militärperſonen ſchwer verwundet oder getötet wurden. Dabei
hat ihm offenbar folgender Fall beſonders imponiert. „Bei der
Reichsdruckerei in Berlin hatte ein Poſten einen Ziviliſten feſt-
genommen und ins Schilderhaus geſtellt. Er ſtand davor, als
er plötzlich einen derartigen Stoß von hinten erhielt, daß er
gleich in die Knie ſiel. Der Ziviliſt lief fort, der Poſten aber
beſann ſich keinen Augenblick, machte noch im Knien fertig und
ſchoß den Flüchtling ins Bein. Dieſer wurde zur Sanitäts-
wache gebracht, das Verhalten des Poſtens aber als nach-
ahmenswertes Beiſpiel durch Parolebefehl bekannt
gemacht.

Natürlich berichtet Herr von Eſtorff auch ausführlich vom
Grenadier Lück, der im Frühjahr 1892 zwei betrunkene Zivi-
liſten niederſchoß und dafür vom Kaiſer ſelbſt deſſen Bild
erhielt und ſeinen Kameraden als Beiſpiel vorgeſtellt wurde.
Außerdem wurde er auch noch zum Gefreiten befördert.

Der deutſche Ziviliſt hat alſo das „angenehme“ Bewußtſein,
daß dem Soldaten der Waffengebrauch im Frieden nicht als
der äußerſte Notbehelf, den man nicht weiter als zur Abwehr
eines Angriffes ausnützen ſoll, hingeſtellt wird, ſondern das
Hauen und Schießen auf Ziviliſten muß, wie Herr von Eſtorff
ſagt, „auch ordentlich“ geſchehen und trägt bei tüchtiger und
gründlicher Durchführung ſeinem Urheber Anerkennungen ein.
Bei ſotaner Unterweiſung iſt es kein Wunder, daß die deutſche
uniformierte Menſchheit öfter auch untereinander Blut vergießt
und der Fähnrich Hüſſener einen Untergebenen erſtochen hat.

Die Verteidiger des ſtändigen Waffentragens der Armee be-haupten nun, daß zum Soldaten die Waffe unbedingt gehöre

und ein Soldat ohne Waffe nicht zum Anſehen ſei. Hier ver
weiſen wir auf die bayriſche Armee, in der bis gegen Ende der
achtziger Jahre die Vorſchrift beſtand, daß von den ſogenannten
Gemeinen nur ſehr zuverläſſige Leute das Seitengewehr
außer Dienſt tragen durften. Die große Maſſe der Mann-
ſchaften ging daher ohne Seitengewehr. Man war dies ſo ge-
wöhnt, daß auch die militäriſch-frömmſten Leute ſich nicht da-
rüber aufhielten. Und gerade ſo wie man in Bayern vor
wanzig Jahren an einem Gemeinen ohne Seitengewehr nichts

Auffallendes fand, ſo würde man ſich in ganz Deutſchland in
wenigen Wochen an Militärperſonen ohne Säbel gewöhnen,
wenn einmal mit dem Waffentragen außer Dienſt in allen
Chargen aufgeräumt würde.

Wenn die Anhänger des Militarismus es gar nicht über
das Herz bringen, die Offiziere ohne Säbel herumwandern zu
laſſen, ſo beſtimme man, daß die Herren außer Dienſt Zivil-
kleider zu tragen haben. s iſt ſo wie ſo komiſch, daß die
Offiziere ihr Arbeitsgewand auch dann anziehen, wenn ſie
ihren Beruf nicht ausüben. Gerade ſo gut könnten die Richter
auf der Straße in ihrem Talar gehen, die Geiſtlichen in ihrem
Ornat, die Feuerwehrleute in ihrer Uniform und die Schorn-

c jhn)uh! j. e
ſteinfeger könnten ſich auch „außer Dienſt“ mit Zylinder und
Leiter verſehen. Außerdem iſt die Sache für die Offiziere ſehr
teuer, denn eine Uniform koſtet beinahe ſo viel wie zwei ſehr
gute Zivilanzüge. Dabei darf der Offizier an Uniformen nicht
ſparen, weil es ihm ſofort übel genommen würde, wenn er mit
etwas ſtrapaziertem Ueberrock oder mit einer etwas abgeſchabten
Hoſe ſich zeigen würde. Es iſt doch ungeheuerlich, daß ein Leut-
nant, deſſen Gage durchſchnittlich 1600 Mk. beträgt, im Jahre
mindeſtens 300 Mk. für Uniformen ausgeben muß. Könnte er
außer Dienſt in Zivil gehen, ſo würden 200 Mk. völlig ge-
nügen.

Gewiß würde den jungen Offizieren das Herz bluten, wenn
ſie ſich außer Dienſt mit dem ſchlichten Zivilrock bekleiden müß-

ten und ihnen ſo auch die Möglichkeit genommen wäre, vor
dem Fenſter einer Schönen ſäbelraſſelnd auf und ab zu prome-
nieren. Die Mehrzahl der älteren Offiziere aber wäre herzlich
froh, wenn ſie den bunten Rock mit Beendigung des Dienſtes
ablegen könnte. Das fortwährende Grüßen und Gegrüßtwerden
iſt im höchſten Grade läſtig und unangenehm. Geradezu pein-
lich wird die Sache, wenn ein Offizier ein Reſtaurant betritt,
in dem einige Einjährige oder Fähnriche beiſammenſitzen. Dann
ſchnellen dieſe in die Höhe und lenken ſo die Blicke aller An-
weſenden auf den Offizier. Es iſt auch eine unbeſtreitbare
Tatſache, daß in großen Städten die Offiziere jetzt ſchon ſehr
häufig in Zivilkleidung gehen und ſich dabei bedeutend wohler
fühlen als in der Uniform.

Mit einigem guten Willen könnte man alſo dem außerdienſt-
lichen Waffentragen der Militärperſonen ſehr leicht ein Ende
bereiten. Damit würden Vorkommniſſe wie die Fälle Hüſſener,
Brüſewitz unmöglich werden. Und daß derartige Vorkommniſſe
verſchwinden, liegt im Jntereſſe der Armee ſelbſt, was man in
den militäriſchen Regionen freilich nicht einzuſehen ſcheint.
Statt mit allen Mitteln darauf hinzuarbeiten, daß Brüſewitze-
reien nicht mehr geſchehen, jammert man, wenn ſolche Tot-
ſchläge paſſieren, herzzerbrechend über die Angriffe, denen die
Armee ausgeſetzt iſt. Das Zivilgeſchmeiß ſoll angeſichts ſolcher
Totſchläge wohl auch noch in Lobeserhebungen über die
unſerem herrlichen Kriegsheer eingepflanzte „Schneidigkeit“ aus-brechen, die ſo fix mit dem Säbel und Dolch bei der Hand iſt.

Erſt wenn es ſo weit iſt, hat das deutſche Volk den Gipfel
der Ziviliſation erſtiegen.

Die Laſten der Arbeiterverſicherung für
das Unternehmertum.

Bei dem verfloſſenen Wahlkampfe konnte man in allen Ton-
arten hören, welche ungeheuren Opfer die Arbeitgeber bringen
müſſen, um die Beiträge zu den Arbeiterverſicherungsgeſetzen
erſchwingen zu können. Es wurde den Arbeitern ans Herz
gelegt, ja in Dankbarkeit derer zu gedenken, die ſolche Laſten
auf ſich nehmen. Man glaubte dadurch die Arbeiterſchaft
geneigt zu machen, für die reaktionären Kandidaten zu ſtimmen.
In jeder Wahlverſammlung, ſowie in den Flugblättern der
Gegner konnte man die Anklage gegen die ſozialdemokratiſche
Fraktion hören, daß ſie, um die Arbeiterſchaft im Falle der
Not nicht ſicher zu ſtellen, gegen die Verſicherungsgeſetze
geſtimmt habe. Die Gründe, warum ſie dies getan hat,
wurden aber verſchwiegen. Einesteils ſind die Leiſtungen, die
das Unternehmertum zu tragen hat, nicht derart, daß die
Arbeiterſchaft noch zu beſonderer Dankbarkeit verpflichtet wäre,
andernteils iſt ja das ganze Syſtem der Arbeiterverſicherungs-
geſetzgebung nach dem Grundſatz „Zuckerbrot und Peitſche“
entſtanden. Wer die Geſchichte der Sozialgeſetze verfolgt hat,
wird die Beobachtung ſtets gemacht haben.

Was die Laſten anbelangt, die das Unternehmertum zu
tragen hat, ſo gibt uns ein Bericht der Deutſchen Tabakberufs-
genoſſenſchaft für das Verwaltungsjahr 1902 Aufſchluß. Die
Berufsgenoſſenſchaft beſteht aus 5 Bezirken und zwar: Berlin,
Leipzig, Frankfurt a. M., Bremen und Mannheim. Jn dieſen
5 Bezirken waren am 31. Dez. 1902 6528 Betriebe mit 141237
Arbeitern vorhanden. Die Beſchäftigungszeit der Arbeiter
wird auf 300 Tage pro Jahr berechnet. Gezahlt wurden zu-
ſammen 75 Mill. 220214 Mk. an Löhnen, macht im Durch-
ſchnitt 533 Mk. pro Arbeiter und Jahr. Daß der Bericht
noch von „hohen Löhnen“ zu ſprechen wagt, zeigt uns den
ganzen Charakter der deutſchen Zigarrenfabrikanten, die demnach
dieſen Lohnſatz noch herunter drücken möchten.

An Umlage-Beiträgen für die Beruſsgenoſſenſchaft wurden
in ſämtlichen 5 Bezirken 138980 Mk. 13 Pfg. erhoben. Das
macht für jeden Arbeiter pro Jahr 98 Pfg. Beitrag. Alſo noch
nicht eine Mark zahlen die deutſchen Zigarrenfabrikanten an
Unfallbeiträgen. Und da wagt man noch von hohen Laſten zu
ſprechen. Und dieſe Laſten wären noch niedriger, wenn die
Habſucht das Unternehmertum nicht blind machte. Von den
zur Unterſtützung gelangten 932 Unfällen waren u. a. die
Urſache: Mangelhafte Betriebseinrichtungen in 42 Fällen,
Fehlen der Schutzvorrichtungen in 31 Fällen, Handeln wider
beſtehende Vorſchriften in 65 Fällen und Ungeſchicklichkeit in
280 Fällen. Was aber beſagen dieſe Berſpiele? Weiter nichts
als die Tatſache, daß die deutſchen Fabrikanten immer mehr
beſtrebt ſind, billige Arbeitskräfte heranzuziehen, die dann zum
größten Teil aus ungelernten und unwiſſenden jungen Arbeitern,
beſonders Mädchen, beſtehen.

Es iſt bekannt, daß die Bremer, Hamburger und Leipziger
Fabrikanten danach ſtreben, ihre Betriebe nach dem Harz, dem
Eichsfeld und dem Fichtelgebirge zu verlegen, wo ihnen die
ländliche Bevölkerung billigen Erſatz für ihre großſtädtiſchen
Arbeitskräfte bietet. Daß eine derartige ungeſchulte Arbeiter-
ſchaft oftmals das Gefährliche eines Betriebes nicht ſo genau
beachtet, iſt leicht erklärlich. Aber ſie ſind billig; das iſt die
Hauptſache, und ſo zahlen die Fabrikanten lieber 0.98 M. pro
Jahr und nehmen die Betriebsunfälle mit in den Kauf, die
ja ihnen nicht wehe tun, ſtatt daß ſie einem geſchickteren Arbeiter-
perſonal höhere Löhne zahlen.

Jntereſſant ſind noch die Mitteilungen, die die Denkſchrift
der deutſchen Arbeiter- Verſicherung macht, welche dem Jnter-
nationalen Kongreß für Arbeiter Verſicherung in Düſſeldorf
vorgelegen hat. Die Denkſchrift umfaßt die Jahre von 1885
bis 1900. Ueber die „Beitragslaſt“ der Unternehmer ſagt die-
ſelbe: „Es verurſache die Kranken- und Jnvaliden- Verſicherung
pro Tag etwa je 4 Pf., die Unfall- Verſicherung pro Tag 2 Pf.,
alſo zuſammen 10 Pf. Koſten, wovon aber der Arbeitgeber
nur etwas über die Hälfte zu tragen hat. Daß der Unter-
nehmer durch derartige Beitragskoſten nicht übermäßig belaſtet
iſt, liegt auf der Hand.“ Alſo ganze 5 Pf. pro Tag zahlt
das Unternehmertum für jeden Arbeiter zu den Koſten der
Sozialgeſetze. Und dafür ſollen die Arbeiter noch dankbar ſein,
während die Fabrikanten Millionen jährlich als Profit in ihre
Taſchen ſtecken, die ſie nur aus dem Schweiße ihrer Arbeiter
ziehen. Daß dieſe Beiträge von den Fabrikanten wieder auf
die Schultern der Arbeiter gewälzt werden erklärte ſelbſt auf
dem Kongreß der frühere Präſident des Reichs-Verſicherungs-
amtes, Dr. Bödicker, indem er ſagte: „Die Arbeiter-Verſiche-
rungslaſten werden höchſtens die ſteigende Tendenz der Löhne
aufhalten, niemals aber die Jnduſtrie und Landwirtſchaft mehr
ſchädigen können, als die Löhne ſelbſt.“

Aus dieſem ſachkundigen Urteil dieſes Mannes geht alſo
genau dasſelbe hervor, was wir ſtets behauptet haben. Mögen
es auch Millionen ſein die jährlich die deutſchen Arbeiter-Ver-
ſicherungsGeſetze in ihren Koſten betragen, der deutſche Arbeiter
muß ſie doch mit ſeiner Hände Arbeit ſchaffen. Das iſt Tat-
ſache und dafür ſind wir nicht zum Dank verpflichtet. M.

Das Alrteil des Landgerichts
im Dolizeiprozeß gegen die Stadlverordneten

Krüger und Emmer.
Wegen einiger Aeußerungen, die ſie in ihrer Eigenſchaft als

Stadtverordnete und in Sitzungen der Stadtverordneten
getan haben, wurden bekanntlich unſere Genoſſen Emmer und
Krüger unter Anklage geſtellt und wegen „öffentlicher ver-
leumderiſcher Beleidigung“ verurteilt, Krüger zu einem Monat
Gefängnis und Emmer zu 300 Mark Strafe.

Die Verhandlung fand unter dem Vorſitz des Lanngerichts-
direktors Fromme ſtatt. Sowohl der Gegenſtand der An-
klage als auch die Ergebniſſe der Verhandlung und die
Beweiswürdigung durch das Gericht erſcheinen wichtig genup.
das Urteil zum Abdruck zu bringen. Hier iſt es

Gründe:
Gegen beide Angeklagte, welche Stadtverordnete der Stadt

Halle a. S. ſind und der ſozialdemokratiſchen Partei ange-
hören, iſt das Hauptverfahren auf Grund der Beſchuldigung
eröffnet worden, in Bezug auf die Exekutivbeamten der Halle-
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(Fortſetzung.)

Noch einmal gab es dann Unruhe und Erwartung der Be-
freiung, nämlich am 2. März. Bei ſchönem klaren Wetter und
mäßigem SSO. Winde trieb eine Reihe großer Eisberge mit
einer Geſchwindigkeit auf uns zu, welche mit der Kraft des
Windes nicht in Einklang ſtand und anch ſicher nicht durch ſie
bedingt war. Doch ſie vermochten das Scholleneis, das uns
umgab, nicht zu durchdringen, ſondern wurden von ihrer
OSO. WNW. laufenden Bahn, an deſſen Kante nur etwas
gegen Nord hin abgelenkt. So legten ſie ſich die nächſten
direkt nördlich von uns etwa 1 Kilometer entfernt in einer
Kette im Norden vor und kamen dort feſt, auch ihrerſeits von
nun an bis zum 30. Januar 1903, alſo wenige Tage vor unſerer
Befreiung, nur geringe oder gar keine Zeichen der Bewegung
mehr verratend.

Die Winterſtation des Gauß lag alſo im Scholleneis und
nicht am Lande. Wenn dieſes zunächſt für alle die Betriebe,
welche eine feſte Aufſtellung verlangen, Bedenken erregte, ſo
wurden dieſe doch bald durch die Bemerkung beſeitigt, daß das
Scholleneis unverrübar feſt lag und ſo bis zum 30. Januar
1903, alſo wenige Tage vor unſerer Befreiung verblieb. Für
den Verkehr war dieſe Lage günſtiger als eine Landſtation,
und die innige Verbindung mit dem Meer, die ſich am Schiff
ſelbſt und auch ſonſt verſchiedentlich durch das Scholleneis hin-
durch herſtellen lietz, hatte namentlich für die biologiſchen, aber
auch für die magnetiſchen und meteorologiſchen Arbeiten ſo er
hebliche Vorteile, wie ſie bei einer wirklichen Landſtation nicht
vorhanden geweſen wären.

Wenn ſomit einerſeits alle für die wiſſenſchaftliche Station
geplanten Arbeiten auf dieſer Grundlage durchgeführt werden
konnten, wenn es andererſeits gelungen iſt, Land und Jnlandeis
durch Schlittenreiſen zu erreichen und zu erforſchen, und wenn
es endlich gelang, woran Zweifel entſtehen, konnten nach Ab-
lauf faſt eines vollen Jahres wieder frei zu kommen, ſo darf
unſere unfreiwillige Feſtlegung wohl nach allen Richtungen hin
als eine überaus günſtige Fügung bezeichnet werden.

Die große Feſtigkeit ihrer Lage verdankte die Station einmal
der Geſtaltung des Meeresbodens, über welchem ſie lag, und
zweitens der uüberwiegenden, faſt ausſchließlichen Herrſchaft öſt
licher Winde.

Die erſtere läßt ſich als ein Flachſee von 300 bis 400 Meter
Tiefe charakteriſieren, welche langſam nach Süden hin bis zu
etwa 200 Meter Tiefe am Jnlandeisrande, alſo 85 Kilometer
weiter ſüdlich, anſtieg und verſchiedentlich an Bänken gegliedert
war, auf welchen Eisberge feſtſaßen. Eine Bank mit 119 Meter
Tiefe lag 6 Kilometer weſtlich vom Gauß und war von vielen
feſtſitzenden Eisbergen bedeckt, die ſich als eine fortlaufende
Kette noch über 12 Kilometer nordwärts zogen und dort kurz
nach Oſten herumbogen, ſo eine Bucht bildend, in welcher wir
lagen. Gegen dieſe Bank wurde das Scholleneis in der Um-
gebung des Gauß durch die vorherrſchend öſtlichen Winde und
Stürme gedrückt und gehalten, ſo daß bis zum 30. Januar 1903
auch die hin und her ſetzenden Strömungen im Meere keine
Verſchiebung darin zuwege bringen konnten.

Dazu hatten wir wenige Kilometer ſüdlich von uns ein wohl
ſchon länger als ein Jahr feſtliegendes Eisfeld und in etwa
20 Kilometer Abſtand nach Süden noch ältere Eisfelder mit
vielen, ſicher ſchon lange feſtſitzenden Eisberggruppen. Dieſe
und verſchiedene andere Umſtände trugen dazu bei, unſerer
Lage die Feſtigkeit zu geben, welche ſie im Verlaufe des Jahres
gehabt hat, obgleich wir 6 Kilometer öſtlich vom Gautz das
ganze Jahr hindurch Waken und darin ſchiebendes Scholleneis
gehabt haben. Die ſchweren und anhaltenden Schneeſtürme
füllten die Lücken zwiſchen den Schollen und den Eisbergsſtücken
allmählich aus und ſchufen lange und breite Wehen, welche
den anfangs ſchwierigen Verkehr immer mehr erleichtert haben.

Das Ganze lag innerhalb einer großen Bucht, deren Oſt-
küſte die höheren Jnlandeisteile bildeten, welche wir am Morgen
des 21. Februar 1902 geſichtet hatten, während ſie im Weſten
von einer langen ſchwimmenden Eiszunge begrenzt wurde, die
ich vorläufig als Weſteis bezeichnen will und von der noch die
Rede ſein wird. Die von uns neu entdeckte Küſte des antark-
tiſchen Landes habe ich Kaiſer Wilhelm II.-Küſte und
die große Bucht, in der wir lagen Poſadowsky-Bucht
genannt, während die eisfreie vulkaniſche Kuppe, die wir an
ihrem ſüdlichen Rande in 366 Meter Höhe fanden, den Namen
Gaußberg erhielt.

Einrichtungen der Station.
Die Einrichtungen der wiſſenſchaftlichen Station waren

die folgenden
1. Zwei magnetiſche Obſervatorien, von denen das eine zur

Aufnahme der photogravhiſch regiſtrierenden Variationsapparate
und das andere zu abſoluten magnetiſchen Meſſungen diente.
Dieſe lagen zunächſt auf einer großen Scholle, etwa 350 Meter
ſüdweſtlich vom Gauß und waren aus Eisblöcken gebaut,
erſteres nach innen zweckentſprechend lichtdicht verkleidet.

Die meteorologiſche Station mit allem Zubehör etwa 40
Meter SSO. vom Gauß und erſt am 10. Januar 1903 nach
einer anderen Stelle in ONO. vom Schiffe verlegt, weil ſie an
der ten Stelle ausſchmolz und dieſe auch ſchwerer zugänglich
wurde.

3. Eine aſtronomiſche Beobachtungshütte aus Holz für Meri-
dianbeobachtungen hergerichtet und zugleich als Schwerkrafts-
obſervatorium dienend.

4. Zwei Löcher im Eiſe am Bug und am Heck des Gauß
nebſt Blöcken und Winden zum Herablaſſen und Heben der
Netze für die biologiſchen Arbeiten.

5. Einrichtung für Gezeitenbeobachtungen am Bug
des Gauß, beſtehend in einer am Klüverbaum befeſtigten
Pegellatte, die ſich beim Heben und Senken des Schiffes mit
den Gezeiten an einem Zeiger auf- und niederbewegte, welcher
an einem 385 Meter bis zum Boden herabreichenden und unten
durch ſchwere Gewichte gehaltenen Draht befeſtigt war. Jn den
Fiſchlöchern am Bug und am Heck waren außerdem Vorrich-
tungen zur Feſtſtellung der Strömungen na Richtung und
Stärke getroffen.

6. Zwei Anlagen zur Meſſung von Eis- und Meerestempera-
turen in Kombination elektriſcher und der gewöhnlichen thermo-
metriſchen Methoden.

Von Anlagen für praktiſche Zwecke auf dem Eiſe ſind vor
allem eine Feldſchmiede, mehrere Schuppen und Stapelplätze,
ein Hundegehege, eine Tranſiederei und Kloſettanlagen zu
nennen. Da all dieſes notgedrungen auf der Weſtſeite und in
unmittelbarer Nähe des Schiffes angelegt werden mußte, weil
ein Verlaſſen des nord-ſüdlich liegenden Schiffes nach Oſten
hin wegen der Herrſchaft der Oſtſtürme längere Zeiten ausge-
ſchloſſen war, die Schollen an der Weſtſeite des Gauß aber aus
dem gleichen Grunde in beſonderem Maße von Schnee über-
ſchüttet und belaſtet wurden, ſo daß ſie verſanken, mußten dieſe
praktiſchen Anlagen vielfach verlegt werden. Nach dem erſten,
beſonders heftigen Schneeſturm Ende April 1902 wurden die
Feldſchmiede Tranſiederei und die Stapelplätze ganz einge
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wider eres Wiſſenben hſchen Polizeiverwaltung öffentlich eineunwahre Tatſache behauptet zu t e dieſelben ver

ächtlich zu machen und in der öſſentlichen Meinung herabzu-
würdigen geeignet war, indem

1. Krüger am 9. Februar 1903 in der hen Stadt
verordnetenſitzung bei Beratung des Polizeietats behauptet

be, Sergeanten hätten bei ihm Beſchwerden Uber widerſpre-
chende Dienſtinſtruktionen ihrer Vorgeſetzten angebracht, und

2. Emmer in der öffentlichen Stadtverordnetenſitzung am
16. Februar 1903 erklärt habe, daß auch in der letzten Woche
wieder perſ ged e Beamte der re ivpollzg ſich mit Be-
ſchwerden über ihre Vorgeſetzten an ihn, den Sozialdemokraten,
gewandt hätten.

Demgegenüber erklärt der Angeklagte Krüger, er habeallerdings in der öffentlichen Sidung am 9. Februar 1903 ſich

abfällig über widerſprechende Dienſtinſtruktionen dei der Poli-
zeiverwaltung r n und hierbei auch geſagt, daß bei
ihm ſelbſt ſchriftlich darüber Beſchwerde geführt worden ſei;
er habe aber nicht geſagt, daß er dieſe Mitteilungen direkt
won Polizeibeamten und insbeſondere von aktiven
Polizeibeamten erhalten habe.

Der Angeklagte Emmer erklärt, er habe in der Sitzung
am 16. Februar lediglich ſich dahin daß Poli-
eibeamte wohl berechtigt ſeien, ſich mit ihren Beſchwerden an

Stadtverordnete und zwar auch an ſozialdemokratiſche Stadt-
verordneie zu wenden; dagegen habe er nicht geſagt, daß auch
in der letzten Woche wieder Polizeibeamte mit Beſchwerden
an ihn herangetreten ſeien. Eine dahingehende Aeußerung ſei
zwar in dieſer Sitzung gefallen, aber nicht von ihm, ſondern
von einem anderen Stadtverordneten, den er jedoch nicht nen-
nen wolle.

Jm übrigen erklärt Emmer, daß aber ein Polizeibeamter
auch tatſächlich in der Woche vom 9. bis 16. Februar 1903
dei ihm geweſen ſei und ihm Mitteilungen über amtliche Vor-
gänge gemacht habe, und zwar ſei dies der Poltizei-Sergeant

eſtreich geweſen, ſo daß alſo, wenn er die ihm zur Laſtgelegte Aeußerung getan hätte, dieſe durchaus der Wahrheit
entſprochen haben würde. Desgleichen erklärt auch der Ange-
klagte Krüger, daß er tatſächlich mehrfach ſchriftliche Miſtei-
lungen mit Klagen über widerſprechende Dienſtinſtruktionen in
der Polizeiverwaltung erhalten habe, die offenbar von Polizei-
beamten hergerührt hätten; zum mindeſten habe er nach Faſ-
ſung und Jnhalt der anonymen ren dies anneh-
men müſſen. Eines dieſer Schreiben vorzulegen, hat der An-
geklagte Krüger verweigert.

Auffallend erſcheint hiernach zunächſt ſchon, daß die Ange-
klagten zwar die ihnen zur Laſt gelegten Aeußerungen beſtrei-
ten, gleichwohl aber Mitteilungen, wie ſie den darin enthal-
tenen Behauptungen entſprochen haben würden, tatſächlich er-
halten haben wollen.

Sodann hat bezüglich des Angeklagten Krüger der Zeuge
Bürgermeiſter v. Holly eidlich und glaubhaft bekundet, Krüger
habe in der Sitzung am 9. Februar 1903 erklärt, ihm reſp.
ſeinen Genoſſen ſeien von Polizeibeamten Beſchwer-
den über ihre Vorgeſetzten und beſonders über widerſprechende
Dienſtinſtruktionen zugetragen; ſeiner beſtimmten Auffaſſung
nach habe dabei Krüger auch ausdrücklich von noch akti-
ven Polizeibeamten geſprochen, und habe jedenfalls ſeine
Aeußerung nur in dieſem Sinne von der Verſammlung auf-
gefaßt werden können und ſei auch als ganz zweifellos ſo ge
meint von dem Zeugen ſelbſt wie den übrigen Anweſenden
aufgefaßt worden. Desgleichen hat der Zeuge Wehdemann
glauübhaft bekundet, daß der Zeuge v. Holly ſofort am Tagenach der Sitzung, dem 10. Februar 1903, als derſelbe aſo
die Vorgänge noch friſch in der Erinnerung hatte, bei ihm
geweſen ſei und ihm mitgeteilt habe, Krüger habe erklärt, daß
Polizeibeamte zu ihm gekommen ſeien und ſich über
widerſprechende Dienſtinſtruktionen beſchwert hätten. Daß in
dieſer Sitzung eine Aeußerung dahingehend, daß Beamte
erger, Gieſe, Döhler Klopfieiſch und Stephan bekundet, je-
och erklärt, etwas Genaueres darüber nicht mehr angeben zu

können, auch nicht mehr mit voller Beſtimmtheit zu wiſſen, ob
gerade Krüger die Aeußerung getan habe.

Ferner iſt durch die Beweisaufnahme, wie auch der Ange-
klagte Krüger ſelbſt gegen hat, feſtgeſtellt worden, daß un-
mittelbar nach Krügers Erklärung über die ihm angeblich zu-
gegangenen Beſchwerden der Zeuge v. Holly erwidert hat:
„daß aktive Polizeibeamte bei dem Angeklagten geweſen ſein
ſollten, um ihm über innere dienſtliche Angelegenheiten Mit-
teilungen zu machen, glaube er keinesfalls, da die Beamten
dadurch den ihnen durch ihre Stellung auferlegten Pflichten
uwiderhandelten und ſich disziplinariſcher Beſtrafung aus-Kehten“ ebenſo iſt durch die Beweisaufnahme feſtgeſtellt, daß

daraufhin der Angeklagte Krüger nur erwidert hat, daß die
Beamten durchaus berechtigt ſeien, wenn ſie Grund zur Be-
ne zu haben glaubten, dieſelben auch bei den ſozialdemo-
ratiſchen Stadtverordneten anzubringen, damit dieſe ſie in der
Stadtverordnetenſitzung zur Sprache brächten.

Schon dieſe Erwiderung Hollys würde ganz unverſtändlich
ſein, wenn nicht wirklich eine Erklärung Krügers, daß er vonPolizeibeamten, und zwar von akliven Poligeibeamten ſeine

Jnformationen erhalten habe, vorausgegangen wäre. Sollte
aber etwa v. Holly in dieſer Beziehung Krüger mißverſtanden
haben Krüger ſelbſt meint, Holly habe lediglich nach dem
zutreffenden Jnhalt des von ihm Vorgebrachten angenom-
men, er müſſe ſeine Jnformationen von Polizeibeamten ſelbſt
haben, was Holly aber entſchieden verneint ſo würde für

beſchwert hätten, gefallen iſt, haben auch die Zeugen Ditten-
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ges gar nicht geſagt habe.

Ganz unzwelfelhaft iſt nach alledem zunächſt dem Gericht,
daß der Angeklagte Krüger überhaupt erklärt hat, daß ihm die
angeblichen Beſchwerden von Polizeibeamten und
zwar direkt mitgeteilt Schon hiernach würde auch
weiter nicht elda ſein können, daß er damit noch aktüve Polizeibeamte zemeint und dies an durch den Aus
ruck Polizeibeamte da frühere Beamte keine Be

amte mehr ſind, wg zum Ausdruck bringen wollen und
auch in genügender 95 zum Ausdruck gebracht hat. Nach
der ſofortigen Antwort Hollys auf die Erklärung Krügers und
der Erwiderung Krügers wieder auf dieſe Antwort, weiche
Erwiderungen ſich gemäß dem oben mitgeteilten auf
aktive Polizeibeamte bezogen, hat aber das Gericht auch wetter-

ehabt, und demgemäß als tatſächlich er-
wieſen feſtgeſtellt, daß Krüger ausdrücklich erklärt hat, bei ihm
ſei von aktiven Polizeibeamten naturgemäß
der Stadt Halle a. S. Beſchwerde geführt worden, wie
dies auch jetzt noch der Zeuge v. Holly als ſeine beſtimmte
m bekundet.Allerdings hat Holly darüber etwas ganz Beſtimmtes nicht
mehr ſagen können, ob Krüger erklärt hat, „ihm“ perſön-
lich oder „ihm ünd“ oder „ihm reſp. ſeinen Genoſſen“ ſeien
die Mitteilungen zugegangen, oder ob er allgemein Waat
habe: „uns“ ſind die Beſchwerden zugetragen worden. anz
abgeſehen aber davon, daß nach der glaudhaften Bekundung
Weydemanns Holly dieſem am 10. Februar 1903, alſo bei
noch friſcher Erinnerung, die Aeußerung Krügers dahin mit-
geteilt hat, bei „ihm“ hätten Polizeibeamte ſich beſchwert,
und daß auch der Zeuge Klopfleiſch ſich desſelben Wort auts
der Aeußerung zu erinnern glaubt, daß ja der Angeklagte
Krüger a erklärt, daß er geſagt habe, bei ihm ſei ſchrift-
lich Beſchwerde geführt worden. Dies iſt daher auch, da die
eigene Erklärung des Angeklagten in dieſer Beziehung 4
irgend welchen Zweifeln keine Veranlaſſung bot, vom Gericht
für erwieſen erachtet worden.

Demgemäß ſteht für das Gericht feſt, daß die Erklärung
Krügers in der Verhandlung am H. Februar 1903 dahin ge-
lautet hat, ihm ſeien unmittelbar von aktiven

olizeibeamten Beſchwerden über hRienſtinſtruktionen zugetragen worden, daß ferner naturgemäß
und für jeden klar erkennbar die Polizeibeamten der Stadt
Halle damit gemeint waren, und daß endlich die Aeußerung
nach ihrem Jnhalt nur dahin verſtanden werden konnte, daß
die Beamten von ſelbſt an ihn mit ihren Beſchwerden heran-
getreten u nicht etwa ihm nur auf von ihm geſtellte Fra-
gen Auskunft gegeben hätten, und daß auch r ſich nicht
nur darüber klar war, daß die Aeußerung nur ſo verſtanden
werden konnte, ſondern dieſelbe auch nach ſeiner Abſicht
nur ſo hatte verſtanden werden ſollen.

Bezüglich des Angeklagten Emmer hat der Zeuge v. Hollyeidlich mit voller Beſtimmtheit die dem Angeklagten zur Laſt
gelegte Aeußerung dahin beſtätigt, daß Emmer in der öffent-
lichen Sitzung am 16. Februar 1903 geſagt habe, „trotz der
Stellungnahme des Bürgermeiſters v. Holly in der vorigen
Sitzung ſeien doch in der vorigen Woche wieder PolizeiBe-
amte an ihn herangetreten und hätten Beſchwerden vorge-
bracht.“ Damit ſteht auch wiederum die Darſtellung im vollen
Einklang, die nach der glaubhaften Ausſage des Zeugen
Weydemann Holly dieſem am Tage nach der Sitzung, dem
17. Februar 1903, alſo wieder bei noch ganz friſcher Erinne-
rung, von dem Vorfall gegeben hat. Auch hat Einmer nach
ſeiner eigenen Angabe und wie der Zeuge Blumentritt be
ſtätigt hat, auch dieſem ſchon vor der genannten Sitzung ge
ſagt, daß ſich ein Polizeibeamter bei ihm beſchwert habe, ſo

hin keinen Zweifel

daß auch ſchon hiernach jedenfalls ſehr wahrſcheinlich
C daß auch er derjenige geweſen iſt, der in der

itzung die ihm zur Laſt gelegte Aeußerung gethan
hat, die ja auch nach ſeiner eigenen Angabe tatſächlich gefallen
iſt, nur nach ſeiner Behauptung nicht von ſeiner Seite, ſon-
dern von ſeiten eines anderen Stadtverordneten, den er aber
nicht nennen wolle. Lediglich dieſe Behauptung und der Um-
ſtand, daß die übrigen als Zeugen vernommenen Stadtver-
ordneten etwas Beſtinmimtes über die Aeußerung und wer ſie
ſern hatte, nicht mehr zu bekunden vermochten, boten aber
em Gerichte keine Veran in die beſtimmte eidliche Be

kundung Hollys und ſeine frühere Mitteilung an Weydemann
irgend welche Zweifel zu ſetzen.

Demgemäß hat das Gericht für erwieſen erachtet, daß der
Angeklagte Emmer, wie ihm in dem Eröffnungsbeſchluſſe zur
Laſt gelegt iſt, in der i am 16. Februar 1903 grſagt
hat, daß trotz der Erklärung des Bürgermeiſters v. Holly in
der vorigen Sitzung ſich in der letzten Woche wieder verſchie-
dene Polizeibeamte mit Beſchwerden an ihn gewandt hätten.
Ebenfalls iſt mit Rückſicht auf den vorausgegangenen Vorfall
am 9. Februar 1903 dem Gericht nicht zweifelhaft geweſen
und demgemäß für erwieſen erachtet worden, daß Emmer da
mit ſagen wollte, daß noch aktive Polizeibeamte und
naturgemäß ſolche der Stadt Halle ſich mit Beſchwerden
und zwar über innerdienſtliche Angelegenhei-
ten an ihn gewandt hätten, daß auch nur in dieſem Sinne
die Aeußerung von den Anweſenden verſtanden werden konnte,
und auch darüber Einmer ſich vollkommen klar war. Endlich
iſt auch noch für erwieſen erachtet worden, daß auch dieſe
Aeußerung nur ſo aufgefaßt werden konnte, daß die Beamten
aus freien Stücken und zwar perſönlich an den Angeklagten
mit ihren Beſchwerden herangetreten ſeien, nicht nur auf
etwaige Fragen ihm Auskunft gegeben hätten, und daß auch
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n und unter das nach dem gleichen Anlaß geſpannte Schnee-
dach des Schiffes verlegt, während das Hundegehege bis zum
Moment der Befreiung am 8. Februar 1903 auf dem Eiſe ver-
blieben, wenn auch vielfach verlegt iſt.

Die wiſſenſchaftlichen Anlagen haben durch die Schneever-
ſchüttungen nur vorübergehende Betriebsſtörungen erfahren.

Die Arbeitsverteilung auf der Station
ſtellte ſich wie folgt:

1. Erdmagnetiſche Arbeiten. Dr. Bidlingmaier mit
Unterſtützung des Matroſen Lenard Reuterſkjöld, welcher aus-
ſchließlich für dieſelben zur Verfügung geſtellt war.

2. Meteorologiſche Arbeiten einſchließlich der
Beobachtungen des Südlichts. Die Leitung des Be-
triebes übernahm von Mitte Mai an Dr. H. Gazert, nachdem
bei den Einrichtungen Dr. Fr. Bidlingmgier noch mitgewirkt
hatte, ſich aber dann auf die magnetiſchen Arbeiten beſchränken
mußte, da die Schneeſtürme hier beſondere Mehrbelaſtung
brachten.

3. Aſtronomiſch geodätiſche Arbeiten. Prof. Dr.
v. Drygalskt mit Unterſtützung von Kapitän H. Ruſer, ſowie
gelegentlich der Offiziere W. Lerche, R. Vahſel und L. Ott für
den aſtronomiſchen Teil, des Obermaſchiniſten A. Stehr für
die Pendelbeobachtungen.

4. Biologiſche Arbeiten. Prof. Dr. E. Vanhöffen mit
Unterſtützung des Matroſen R. Noack, welcher hierfür im Mu-
ſeum für Naturkunde zu Berlin eine beſondere Ausbildung er-
halten hatte und auf der Station nun ausſchließlich dafür zur
Verfügung geſtellt wurde.
5. Gezeiten- und Strombeobachtungen. Die Ein-richtung der Anlagen und Zuſammenſtellung des Materials

wurde von Kapitän H. Ruſer ausgeführt, die Beobachtungen
von den Offizieren W. Lerche, R. Vahſel und L.
legentlich von dem Matroſen M. Fiſch.

6. Eis- und Meerestemperaturen. Die Einrichtung
beſtehend in der Herſtellung von Bohrlöchern, deren tiefſtes

30 Meter unter die Oberfläche eines Eisberges herabreichte,
und in der Einführung entſprechender Thermometer J rdet

n

tt, ſowie ge

in der Zeit vom 19. März bis 15. April 1902 von d
maſchiviſten A. Stehr getroffen, welcher nach den einleiten
Meſſungen den ganzen Betrieb übernahm.

T a
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Die Mannſchaft wurde, ſoweit nicht beſondere Anforderungen
vorlagen, von Kapitän H. Ruſer bezw. Obermaſchiniſt A. Stehr
zur Hilfeleiſtung bevrdert, wobei je nach dem Geſchick der ein
zelnen beſtimmte Richtungen zur Ausbildung kamen.

Ueber die
äußeren Lebensbedingungen) der Expedition

wird in dem Berichte u. a. ausgeführt:
Das allgemeine Leben der Expedition war weſentlich, wo nicht

ausſchließlich durch das Klima bedingt. Das ſchöne Wetter der
Sommermonate konnte wohl ſelbſt auf ihren Höhepunkten durch
Schneeſtürme unterbrochen werden, welche jede Tätigkeit und
faſt jeden Aufenthalt im Freien unmöglich mächten, doch durfte
man von Anfang September bis Ende April mit überwiegend
klaxen, häufig ſchönen Tagen rechnen und die vorliegenden
Pläne danach einrichten. Von Ende April bis Ende Auguſt
war es umgekehrt. r dieſen Wintermonaten löſte ein Schnee-
ſturm den anderen ab, beſonders im Mai und Auguſt, ſo daßman nur auf kurze Pauſen zählen durfte und dieſe dann r

reichlich r hatte, als es irgend möglich war. Denn
ſchon brach nach kurzex Zeit der Ruhe Tageslänge war zeit
weilig dabei ſchon viel der neue Schneeſturm S und ver
Wie alles, was man etwa draußen unvollendet gelaſſen
hatte, und das Schiff ſelbſt e ſtark, s es ſich überlegte und
jedesmal dann die e e Arbeit des Ausgrabens von neuen
beginnen mußte. Die Wehen und Wälle
namentlich auf der Weſtſeite, welche bei der Herrſchaft der
winde Lee war, türmten ſich bis über die Höhe der Kommando
33 e hinaus und ſchritten über die Mitte des Schiffes S eg.

et 5 Wetter wut ede Arbeit außerhalb desunterbleiben. Die kurzen meteorölogiſchen Beobachter
ger Fahrſrhning der ſtündli Puten wären eine ſchwere

rbeit, beſonders in der langen Dunkelheit mit der Laterne, ſie
würde jedoch von den fünf genannten Herren ſtets mit der
gleichen Sorgfalt verſehen. 3 gab gber au zen t
welchen es unmöglich wurde, und war für dieſe u elbar neben dem Schiffe eine beſondere Einrichtung zum Ableſen
von Thermometern getroffen, die dann, wo die ganze Natür
draußen ein wildes Chavs war, auch einwandfreie Werte ergaben.

Die Thermometer zum Meſſen der Eistemperaturen wurden
tief verſchüttet und erſt nach Aufhören des r es na
längerem Suchen wieder gefunden und neu geſetzt.
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über die Notwendigkeit einer ſolchen ngvollkommen klar und n. a von ihm beabſichtigt war.
Auch der Umſtand, der Zeuge Ditkenberger erklärt hat,

er traue den Angeklagten wiſſentlich falſche Behauptungen nicht
konnte zu u Feſtſtellungen bezüglich beider Ange-

ten, obwohl dieſelben nach den vorſtehenden Feſtſtellungen
im Endreſultai der Verleumdung für überführt erachtet ſind,

nicht führen. AeußBeide Angeklagte haben damit, Krüger durch ſeine Aeuße-rung am 9. Fehrher Emmer durch die ſeinige vom 16. Febr,,
Zuſachen behauptet, die geeignet waren, die dadurch etrof
fenen Halleſchen Pollzeibeamten verä tlich zu machen und in
der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen. Die Angeklagten

indem ſt erklären, daß ſie dasſelbe Maß anperſönlicher Ehrenhaftig eit beſäßen wie andere Stadtverord-
nete, und deshalb ein Polizeibeamter r daß er ihnen
Beſchwerden, und zwar auch über innerdienſtliche Verhäliniſſe
mitteile, um ſie in der Stadtverordnelenſihung zur Sprache
zu bringen, an Achtung in keiner Weiſe verlieren könne.

Das Maß der u wen Ehrenhaftigkeit der Angeklagten
iſt jedoch im vorliegenden Falle ebenſo unerheblich wie dieFrage ob etwa Nichtbeamte durch Zutragen von Beſchwerden
an die Angeklagten an Achtung einbüßen würden. Hier han-
delt es ſich lediglich vielmehr um die Frage, ob es in der
öffentlichen Meinung mit Rückſicht auf die notoriſch auf Um
wälzung der gegenwärtigen ſozialen und ſtaatlichen Ord-nung gerichteten ckwebungen der ſozialdemokratiſchen Partei

einerſeits, und die den Beamten der Polizei obliegende ent-
gegengeſetzte Verpflichtung zur Unierftühung der Behörden in
der Aufrechter haltung der beſtehenden Ordnung an
dererſeits, als mit der Amts ſtellung eines Poli-
zeibeamten vereinbar gilt, ſich mit Beſchwerden und be-
ſonders über innerdienſtliche Vorgänge an Mitglieder dieſer
Partei zu wenden. Nach der aus der Verhandlung vom Ge-richt gewonnenen Ueberzeugung und wie demgemaß für er-

wieſen erachtet iſt, iſt aber darüber kein Zweiſel, daß in Halle
a. S. ſowohl in der geſamten Bevölkerung, ſoweit ſie nicht
ſelbſt der ſozialdemokratiſchen Partei angehört, mit nur ganz
vereinzelten Ausnghmen, wie auch ſpeziell in den Kreiſen der
Polizeibeamten ſelbſt und ihrer Vorgeſetzten und denjenigenKreiſen mit denen ſie beruflich und geſellſchaftlich in Berüh-

rung kommen und verkehren, insbeſondere auch den Kreiſen
der übrigen Magiſtratsbeamten, eine ſolche Handlungsweiſe als
mit der Amtsſte ung eines Polizeibeamten nicht vereinbar
gilt, daß vielmehr ein Polizeibeamter, der gleichwohl ſo han-
deln würde, dadurch in den bezeichneten Kreiſen verächtlich
gemacht und in der öffentlichen Meinung der nichtſozialdemo-
kratiſchen Bevölkerung herabgewürdigt werden würde.

Enthält ſomit die Behauptung, daß ein Polizeibeamter
ſchriftlich oder mündlich an einen der Angeklagten und zwar
aus freien Stücken, herangetreten ſei, um ihm Beſchwerden
über angebliche widerſprechende Dienſlinſtruktioſten mitzutellen,eine Tatſache, welche geeignet war, den betreffenden Pot ei

beamten gemäß W verächtlich zu machen und in der
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, ſo waren im vorliegen
den Falle die r der Angeklagten geeignet, all e
Exekutivbeamten der e eſchen Polizei in gleicher Weiſe ver
ächtlich zu machen un einungin der ö en Awürdigen. Allerdings haben die Angeklagten nicht behaupfet,
daß alle Polizeibeamte ihnen ſolche Mitteilungen gemacht hät
ten; im Gegenteil geht aus den euteftengen klar hervor, da
dies nicht von allen geſchehen ſein ſollte. Dadurch aber, da

diezenigen, gegen die ihre Behauptungen ſich richteten, nicht
eſtimmt bezeichneten, alſo d keinen der Beamten beſtimmt

davon ausnahmen, blieb u einer von der oben gekennzeich
neten ine d dieſer Aeußerung ausgenommen, indemalle einzelnen Poligeibeamten in Halle darnach diejenlgen ſein
konnten, die nach den Behauptungen der Angeklagten ihnen
die angeblichen Mitteilungen gemacht haben ſollten. Obfektlv
konnten infolgedeſſen die Aeußerungen der Angeklagten
trotz ihrer inhaltlichen r infolge ihrer Beziehbar-
keit auf jeden einzelnen Polizeibeamten ſehr wohl geeignet ſein,
alle Polizei-Exekutivbeamte von Halle ich zu machen

würdigen, und t at-und in der öffentlichen Meinung herabzuſächlich waren ſie nach Feſtſtellung des auch
im vollſten n dazu geezare (vgl. auch R. G. Rechtſpr.
Bd. 1 S. 292, Entſch. Bd. 9 S. 1).

Dieſe Feſtſtellungen allein genügen allerdings noch nicht
ur ne einer Beleidigung eng s 186 oder 8 187
tr. G. B. Letztere ept vielmehr außerdem auch noch in

ſubjektiver Hinſicht voraus, daß der Beleidiger ſich des
ehrenkränkenden Charakters ſeiner Kundgebung bewußt geweſen
iſt. Auch dieſes aber iſt bezüglich beider Angeklagten vom Ge
richt als erwieſen erachtet worden. Erwogen iſt dabei, daß
beide Angeklagte, wie die m ergeben hat, über
ein nicht unerhebliches Maß von Bildung und Intelligenz
verfügen, wodurch ſie n Ueberzeugung des Gerichts vollkommen befähigt waren, die Tragweite rer Aeußerungen in

allen bisher erörterten Punkten klar zu Weſen Allerdings
wenden die Angeklagten ein, daß doch ihre Aeußerungen nur
zu gutſſten der unteren Polizeibeamten von ihnen gemacht feien,
und ſie alſo unmöglich die Abſicht gehabt haben könnten, die
ſelben zu beleidigen.

Aber abgehen davon, daß der Begriff der Beleidigung
nicht die Abſicht der ſondern nur das Bewüßtſein von dem ehrenkränkenden Charakter der Aeuße-
rung, im vorliegenden Falle alſo nur das Bewußtſein von
der Geeignetheit der Aeußerung zur Verächtlichmachüung undHerabwürdigung der Betroffenen in den angegebenen Kreiſen

täglich waren auch in dieſen Zeiten weitere Gänge zu den mag-netiſchen Obſervatorien notwendig, welche Dr. Vidlingmaier

und ſein Gehilfe L. rer öld, an einem Kabel ſich entlang
fühlend, mit aufopfernder Pflichttreue vollführt haben. Auch
zur aſtronomiſchen Hütte war für dieſe Zeiten ein Kabel ge-ſpannt, da ſie zum Vergleich der Chrondmeter einmal täghch
beſucht werden mußte. Denn in ſolchen Stürmen ohne Kabel
z gehen, war unmöglich. Ape unmittelbarer Nähe war von
em Schiffe nichts zu ſehen. Der Leichtmatroſe C. Stjernblad

verlor am 26. April 1902 auf dem Rückweg von dem kaum
10 Meter eytfernten Kloſettralm die Richtung. Er würde recht-
eins vermißt, von der geſamten Dgad ung die ſich durch Leinen
erbunden hatte, geſucht und auch glücklich an dem Fuß der

nur 40 Meter vom Schiff ntterngt meteorologiſchen Hütte ge
funden, von der er ſich zum Glück nicht wieder entfernt hatte,
als er auf ſie ſtieß.

Jn dem erſten Schneeſturm von dieſer elementaren Gewalt,
den wir vom 24. bis 26. April 1902 hatten, ging manches ver
loren, was wir auf m iſe gelagert hatten, um erſt im
Sommer darauf durch Ausſchmelzen wieder zu erſcheinen oderauch verloren zu bleiben. e erluſt aber
wurden wir noch a Ntritig Er nämlich dem Verluſtunſerer Hunde, welche in ihrem Gehege verſchüttet wurden,
doch noch rechtzeitig gelöſt werden konnten.

Von dieſen Schneeſtürmen kann ſich wöhl nur der einbilden. der ſie erlebt hat. Jm Innern e er
efflichen Schiffes aber haben wir darunter nicht gelitten. Bei

der feſten Lage des Eiſes in unſerer Umgebung fanden auch
dann keine Preſſungen ſtatt, nur hat das Schiff dann etwas
Bio ſowie unter Winddruck und Schneelaſt ſich übergelegt.äs hinderte jedoch unſere er äftigungen nicht, ſei es,
daß wir denſelben in unſeren behaäglichen Wohnräumen und
dein Laboratotium nachgingen, oder im Salon, beziehungsweiſe

Tr ne t ung geſellig vereintren. e n Einflüfſſe wuUnd unſere Tätigkeit geregelt her Eben
Schluß folgt.

Auffaſſung der A cllagte

S S

r

W



n

ku uU 7 etlagt
Zunſten der Sie ſdigten bezweckt iſt, haben auch die

en nach der aus der 9 r werhandlina geſchöpſten
Ueberzeugung des Gerichts tatſächlich gar nicht die Abſicht ge
habt, durch ihre Aeußerung eine Beſſerung in der Lage der
unteren Polizeibeamten bewirken, ſondern mit ihrer Kund-
ebung vielmehr bezweckt, innerhalb der Polizei Verwaltung
tißtrauen segt die ne der unteren Polizeiorgane

ſowie unter lehteren ſelbſt irar gegen einander zu er
wecken, und en zitia den oberen Polizeibeamten
Aerger und Unannehmlichkeiten zu bereiten. Nach alledem hat
daher das Gericht als erwieſen und tatſächlich feſtgeſtellt er
achtet, daß beide Angeklagte bei ihren Aeußerungen ſich voll
kommen bewußt waren, daß dieſelben geeignet waren, die
Polizei-Exekutivbegmten von Halle, und zwar infolge der Un
veſinimtheit der Aeußerungen hinſichtlich der in Betracht kom
menden konkreten Perſönlichkeilen, al le dieſe Beamten in den
oben angegebenen Kreiſen verächtlich zu machen und in der
öffentlichen Meinung der nichtſozigldemokratiſchen Bevölkerung,
von vereinzelten Ausnahmen a geſehen, herabzuwürdigen.

Die Behauptungen der beiden Angellagten in dem Wortlautund Sinne, wie ſie oben feſtgeſtellt ſind waren aber, wie das
Gericht auf Grund der Hauptverhandlung als erwieſen feſt-
ſtellt at, un wahr. Sämtliche Polizei-Exekutivbeamte der
Stadt Halle a. S. mit Ausnahme derſenigen, von denen die
Angeklagten ſelbſt erklärt haben, daß ſie von ihnen nicht die
geringſten Jnformationen erhalten hätten, haben unter ihrem
Eide beſtimmt erklärt, daß ſie niemals, weder mündlich noch
ſchrifllich, einem der Angeklagten Beſchwerden über irgend-
welche dienſtliche Verhältniſſe oder Vorkommniſſe ausgeſprochen
hätten. Auch der Zeuge Oeſtreich hat nach ſeiner eidlichen
Bekundung nur dem Angeklagten Emmer einmal auf deſſen
Frage und nachdem dieſer ihn angeſprochen hatte, beſaht,
daß er 50 Mark W Kleiderkaſſe zahlen müſſe, ohne aber
irgend welche Kritik oder Beſchwerde daran zu knüpfen, wäh-
rend die Aeußerung Emmers, wie oben feſtgeſtellt iſt, dahin
ging, daß an ihn und zwar aus eigener Jniliative, Poli-
zeibeamte c ſeien, und ſich bei ihm über inner-
dienſtliche Angelegenheiten beſch wert hätten. Das Gericht
hat aber kein Bedenken getragen, dieſen eidlichen Ausſagen
der vernommenen Zeugen, deren Ausſagen zu W in kei-
nem Punkte Anlaß boten, vollen Glauben zu ſchenken. Daran
konnte auch der Umſtand nichts ändern, daß die Angellagten
behaupteten und unter Beweis ſtellten, daß ihnen der Jnhalt
geheimer amtlicher Verhandlungen des Polizelinſpektors von
Doſſow mit einzelnen Polizeibeamten bekannt ſei. Denn die
Behauptung der Angeklagten in den inkriminierten Aeußerun-
gen ging dahin, daß ihnen direkt durch Polizeibe-
amte die in ihren Aeußerungen behaupteten Mitteilungen
gemacht ſeien. Die angeblichen geheimen Verhandlungen des
Polizeiinſpektors v. Doſſow mit ſeinen Untergebenen aber
konnten auch, wenn die Angeklagten alſo tatſächlich Kenninis
davon hatten, auf anderem Wege als durch direkte Mitteilun-
gen von Polizeibeamten zu ihrer Kenntnis gelangt ſein, ſodaß irgend welche Schüutſoigerungen aus dieſer Kenntnis da-

für, daß tatſächlich die Angeklagten unmittelbar durch Polizei-
beamte Mitteilungen über andere Vorgänge erhalten hätten,
in keiner W zu entnehmen waren, noch weniger natürlich
dafür, daß ſich Beamte mit Beſch werden an die Ange-
klagten gewandt hätten. Der Beweisantrgg iſt daher gemäß
dem Hauptverhandlungsprotokoll durch erichlsbeſchluß als
unerheblich zurückgewieſen worden, indem die Wahrheit derbehaupteten Tatſache u unterſtellt worden iſt. Desgleichen hat

auch das Gericht auf Grund der eidlichen Ausſage des Zeugen
Oeſtreich die Behauptung Emmers für widerlegt erachtet,
daß Oeſtreich ihm von einem auf, Grund des Vorfalls vom
9. Februar 1903 angeordneten Appell Mitteilung gemacht habe.

erner hat das Gericht auch für erwieſen erachtet, daß die An
geklagten die unwahren Behauptungen wider beſſeres Wiſſen
gemacht haben. Bezüglich des elagen Emmer ergab ſich
dies ohne weiteres daraus, daß nach ſeiner Behauptung
Polizeibeamte perſönlich an ihn herangetreten ſein ſollten,
in Verbindung mit der feſtgeſtellten Unwahrheit dieſer Be
bapvtunt da irgendwelche Verwechſlungen oder Mißverſtänd-
niſſe in dieſer Beziehung von dem Angeklagten ſelbſt nicht be
hauptet ſind, insbeſondere ihm auch klar ſein mußte
und nach Ueberzeugung des Gerichts auch vollkommen klar
war, daß auch die eine von Oeſtreich auf ſeine vorherige Frage
erhaltene Auskunft ihm für die in der Verſammlung ausge-
e Behauptung nicht die geringſte Unterlage bot. Der
Angeklagte Krüger will brieflich die angeblichen Mitteilungen
erhalten und zum mindeſten geglaubt haben, daß die Mit
teilungen von aktiven Polizeibeamten herrührten. Jn Er-
manglung irgend welcher Unterlagen für dieſe Behauptung
hat jedoch das Gericht derſelben keinen Glauben geſchenkt, viel
mehr die u gewönnen und demgemäß für erwieſen
erachtet, daß dieſe Behauptung von dem Angeklagten vollſtändig
aus der Luft gegriffen iſt. Das Gericht hat dabei keineswegs
verkannt, daß nicht etwa den Angeklagten die Beweislaſt dafür
trifft daß ihn tatſächlich ſolche Schreiben, und zwar
derart, daß er ſie nach Form und Jnhalt für Schreiben von
Polizeibeamten halten konnte, zugegangen ſeien, ſondern daß
ihm umgekehrt ſeine Schuld, auch bezüglich des Begriffs-
moments „wider beſſeres Wiſſen“ zu beweiſen iſt, hat aber eben
dieſe Ueberzengung auf Grund der Hauptverhandlung bei dem
Mangel jeder Unterlage für die Behauptung des AngeklagtenKrüger gewonnen. Auch die Erklärung des Zeugen Dittenberger,

daß er bisher die Angeklagten nicht als Leute, die wider beſſeres
Wiſſen Behauptungen aufſtellten, kennen gelernt habe und ihnen
das nicht zutraue, hat das Gericht bei den vorſtehenden Feſt-
ſtellungen, wie ſchön oben erwähnt, wohl berückſichtigt.

Endlich nehmen die Angeklagten norh den Schutz des
8 193 Str. G. B. in Anſpruch. Allerdings iſt ihnen in ihrer
Stellung als Stadtverordnete das Recht zuzuſprechen, auf ver-
meintliche Mißſtände hinzuweiſen und an den beſtehenden Zu-ſtänden Kritit u üben, auf Abſtellung vermeintlicher Uebel-
ſtände nach Kräften hinzuwirken, ſowie auch die Intereſſen der

ſtädtiſchen Beamten, alſo auch der Polizeibeamten, in der Ver-
ſammlung wahrzunehmen. Auch iſt zutreffend, daß der 8 193Str. G. S. wie das erkennende Gericht in Uebereinſtimmung
mit der Judikatur des Reichsgerichts angenommen hat, auch
im Falle des S 187 Str. G. B. nicht ausgeſchloſſen iſt, wenn
ſich auch ſeine Anwendbarkeit auf verhältnismäßig ſelteire Fälle
beſchränkt. Zu ſeiner Anwendbarkeit aber ſetzt S 193 in erſter
Linie voraus, daß es ſich um eine Kundgebung handelt,
die überhaupt zur Wahrnehmungberechtigter
Jntereſſen erfolgt iſt. Gerade daran aber fehlt es im
vorliegenden Falle. Denn wie bereits oben feſtgeſtellt iſt, hat
das Gericht aus dem Ergebnis der geſamten Hanptverhandlung
die beſtimmte Ueberzeugung gewonneti, daß die Angeklagten
durch ihre Aeußerungen nur Mißtrauen in die Zuverläſſigkeit
der unteren Polizeibeamten haben hervorrufen und den voberett
Polizeiverwaltungsbeamten dadurch gleichzeitig Aerger und
Mißbehagen bereiten wollen, aber weder die Abſicht gehabt
haben, wirkliche oder vermeintliche Mißſtände zur Sprache zu
bringen und zu kritiſieren, nöch die Abſicht, die Intereſſen der
Polizeibeamten ſelbſt wahrzunehmen oder die d er PoſtBevölkerung in geordheten Zuſtänden innerhalb der Polizeiperwaltung noch die Abſicht der Vertretung irgendwelcher
ſonſtigen aus ihrer Stellung äls Stadtverordnete oder Bürger
der Stadt Halle ſich ergebenden berechtigten Jntereſſen.

Demnach ſteht feſt, daß beide Angeklagte wider heſſeresWiſſen in der e Sitzung zu Halle a. S und
zwar

Krüger in der Sitzung vom 9. Februar 1903Einer in der Sitzung böm 16. Februar 1903, ß
ug auf die Halleſchen Polizeiexekutivbeamten eine un-ger Wceche behauptet haben, die W war, dieſelben

perächtlich zu mächen und in der öffentlichen Meinung herab-
Zuwürdigen Da die Aeußerungen in öffentlicher Sitzung in

4 J r h et

geben hat, de

m I 2un
owie gleichfall

t ſind und
e laut, da Anweſenden die Aeußerungen

hören und ve tehen konnten, ſo liegt auch öffentliche Ver-
leumdung vor.

eide Angellagte waren daher, da es ſich um Beleidigungen
in Beziehung auf die den Beamten durch ihren Beruf anf-
erlegten Pflichten handelt, auf Grund des von dem Ober
bürgermeiſter Staude als amtlichen Vorgeſetzten der
beleidigten Polizeibeamten friſt und formgerecht geſtellten

n rähhe v 4ri en und Magiſtrats

n deranweſend ſene DertretaF. wie d Dactrer ndlung er

r R.-G. Rechtſp. Bd, 6 S. 135, Bd. 7 S. 222,
oltd. A. Bd. 39 S. 64) wegen öffentlich begangenen Ver-

gehens gegen 8 187 St. G. B. in je einem Falle zu beſtrafen.
Bei der mung iſt zu uuſten beider Angeklagten be

rückſichtigt worden, daß dadurch, daß die beleidigenden Aeuße-
rungen ſich gegen ſämtliche Polizeierekutivbeamte von Halle
richteten, die ehrverletzende Wirkung der Aeußerungen bezüglich
e einzelnen von ihnen nicht in dem Maße eintrat, wie es
f Fall gen ſein würde, wenn die Behauptungen der An-

geklagten ſich auf beſtimmte, namentlich kenntlich gemachte ein-
zel ne Beamte bezogen hätten; auch z u einer Strafſchärfung
der Umſtand keinen Anlaß, daß die Aeußerungen ſowohl zur
Verächtlichmachung wie auch zur Herabwürdigung
der Beamten geeignet waren. Ferner iſt zu gunſten Krügers
berückſichtigt worden, daß nach der ganzen Fachlage nicht als
erwieſen angenommen werden konnte, daß es ſich bei ihm um
eine vorher planmäßig überlegte Aeußerung handelte, ſondern
daß er ſich möglicherweiſe nur von der augenblicklichen Erregung
der Debatte zu ſeiner Aeußerung hat hinreißen laſſen, wenn er
ſich auch dabei gemäß den obigen Feſtſtellungen der Tragweite
und des ehrenkränkenden Charakters ſeiner Aeußerung in dem
geſamten feſtgeſtellten Umfange vollkommen bewußt war. Andrer-
ſeits fiel erheblich ſtrafſchärfend gegen Krüger ins Gewicht, daß
er, wie in der Hauptverhandlung feſtgeſtellt iſt, bereits 6 mal
vorbeſtraft iſt, darunter mit 1 Jahr Gefängnis wegen Aufruhrs
und 4 mal wegen Beleidigung. Jnfolgedeſſen ſind, wenn auch
die Vorſtrafen erheblich zurückllegen, dem Angeklagten mildernde
Umſtände verſagt worden. Andererſeits lag aus den m
Milderungsgründen keine Veranlaſſung vor, über die ohne
mildernde Umſtände bei öffentlicher Verleumdung zuläſſige
geringſte Strafe von 1 Monat hinauszugehen, worauf dem-
gemäß erkannt worden iſt. Dem Angeklagten Emmer ſind da-
gegen mit Rückſicht auf ſeine bisherige Unbeſcholtenheit
mildernde Umſtände zugebilligt worden, und erſchien hiernach
auch eine Geldſtrafe als ausreichende Sühne. Bei der Höhe
derſelben war jedoch wieder zu berückſichtigen, daß ihm der
Milderungsgrund der nur in augenblicklicher Erregung ge-
machten Aeßerung nicht zur Seite ſteht, und iſt deshalb eine
Geldſtrafe in Höhe von 300 Mark als ugch alledem angemeſſen
gegen ihn feſtgeſetzt worden. Die ſubſtituierte Freiheitsſtrafeler ſich aus 8 29 Str.G.B.

ßemäß 8 200 Str.-G.-B. iſt auch auf, Publikationsbefugnis
erkannt worden und zwar für den Oberbürgermeiſter Staude,
der als amtlicher rgeſezter der Beleidigten den Straf-
antrag geſtellt hat (vgl. R.-G.Entſch. Bd. 14, S. 327).

Den Koſtenpunkt beſtimmt 8 497 St.-P.-O.
gez. Fromme. Koenig. Erler. Simon. Rospatt.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 14, Juli.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Bis Anfang September bleiben nunmehr die Fenſter des

Sitzungsſaales verhängt. Auch die Stadtverordneten haben
ſich geſtern Ferien gegeben, nachdem ſie eine Tagesordnung von
36 Punkten faſt reſtlos aufgearbeitet hatten. Es ging im Ge
ſchwindſchritt. Ein volles Viertelhundert der Gegenſtände wurde
ohne Debatte durch Annahme oder Ablehnung erledigt. Meiſt
Kleinkram. Einige Nachbewilligungen, Fluchtlinienfeſtſetzungen,
Annahme von kleinen Legaten, Wahl von Armenpflegern, An
ſchaffungen, Anſtellungen, bauliche Veränderungen und der-
leichen mehr. Nur bei einigen Punkten kam es zu längeren
useinanderſetzungen. Von ſozialdemokratiſcher Seite wurde

bei einer Angelegenheit, welche die Stadtverordnetenwahlen be
traf, das Verlangen geſtellt, daß die Wählerliſten auf den Woh
nungsſtand von Anfang Juli revidiert werden ſollen, damit
früher bemerkbar gewordene Unzuträglichkeiten ſich nicht wieder
holten. Stadtrat Reißner ſagte größere Sorgfalt bei derLiſtenreviſion zu. Zwiſchen Kirchter und dem Mühlgraben

ſoll eine neue Straße, die Uferſtraße, angelegt werden, die hinter
der Moritzburg ihren Anfang nimmt und in Biegungen bis
um Vereinigungspunkt der Burgſtraße mit dem Mühlweg ge-führt werden ſoll. Dieſe Uferſtraße ſoll vom Kirchtor aus einen

Zugangsweg erhalten.
Seit langen Jahren beſteht derſelbe bereits. Er iſt jedoch

unſerem Banamte zu breit. Um Unterhaltungskoſten zu ſparen,
ſoll auf der Nordſeite ein Streifen von mehreren Meter Breite
vom Wege abgetrennt und zu dem Grundſtücke der Frau
Stadelmann geſchlagen werden. Der Magiſtrat verlangt für
die 300 Quadratmeter nur 3000 Mk. und ſtellte ſich geſtern
wie Hans im Glücke über das vorteilhafte Geſchäft. Genoſſe
Em mer widerſprach geſtern der billigen Preisfeſtſetzung. Für
ſeinen Antrag erhoben ſich jedoch außer den Sozialdemokratennur die Herren Stephan, Dr. Lehmann, Gieſe, Pfaul, Fiſcher,

Ströfer und Fölſche. Die Stadt iſt alſo wieder um einen
kleinen Landbeſitz ärmer, der ſchon in wenigen Jahren das
Fünffache von dem koſten dürfte, was heute dafür an die Stadt
gezahlt worden iſt. Die HollyStandeſche „Politik des Gemein-
wohles“ bringt das ſo mit ſich.

Auch beim Landaustauſch mit Herrn Kuhnt an der Hohen-
zollernſtraße regte ſich die Oppoſition. Herr Kuhnt hatte mit
der Stadt den berühmten Landaustauſch am Haſenberge vor-
genommen, der vor wenigen Wochen vom Kollegium leider
genehmigt worden iſt. Obwohl Herr Kuhnt als ſmarter
Geſchäftsmann, zu deutſch: als geriſſener Rechner, dabei ein
vorzügliches Ergebnis erzielt hatte, war er noch nicht ganz
zufrieden geſtellt. Er hatte mit einem Male entdeckt, daß
er die rite der ihm an der Hohenzollernſtraße übereigneten
Bauſtellen nicht brauchen könne und beantragte nun eine
Verſchiebung derſelben. Der Magiſtrat willigte natürlich
ein. Auch die Herren Föhring und Keil als Referenten
rechneten aus dem Handel nur einen Vorteil für die Stadt
heraus. Genoſſe Thiele gab unter dem beifälligen Lächeln
vieler Stadtverordneten der Empfindung Ausdruück, die ihn bei
jedem Tauſchgeſchäft zwiſchen der Stadt und Herrn Kuhnt be-
falle, nämlich der, daß die Stadt dabei ſtets über den Löffel
barbiert werde. Redner ſchloß mit einer Variation jenes be
kannten Wortes des ſächſiſchen Abgeordneten Julius Kell,
welcher am 15. Febr. 1849 in der Kammerſitzung äußerte: „Die
Gründe der Regierung kenne ich nicht; aber ich muß ſie miß-
billigen.“ Thiele votierte geſtern ſcherzhaft, er kenne zwar die
Gründe der „Regierung“ nicht, aber er mißtraue ihnen.
Dr. Keil, der ſich bereits zur Entgegnung zum Worte gemeldet
hatte und der viel zu klug iſt, als daß er nicht den Sinn und
das Ziel der letzten Bemerküng verſtanden haben ſollte, benutzte
gleichwohl die Variante des bekannten Zitats, indem er erklärte,
die letzten Worte des Vorredners überhöben ihn der Not-
wendigkeit zu antworten, ein Zurückzieher, der ihm ſpäter von
unſerem Redner das Lob einbrachte, billiger habe er ſich aller-
dings nicht um eine Antwort drücken können.

das Quadratmeter ſollte mit 1 Mark bezahlt werden.
Bau und Finanzkommiſſion waren indes übereinſtimmend der
Meinung, daß 10000 Mk. reichlich genug ſeien für den kahlen
et Das Kollegium trat ſeinen Kommiſſionen bei.

aß die Berichterſtatter, zunächſt probeweiſe, nach den Ferien
unten im Sitzungsſaale plaziert werden ſollen, wurde endlich
mit 23 gegen 19 Stimmen beſchloſſen und damit eine alte
Streitfrage zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten nach
Wunſch der letzteren aus der Welt geſchafft. Hoffentlich ver
ißt der Magiſtrat nun auch nicht, bis zu der am 7. Septbr.ſattfindenden nächſten Sitzung die nötigen Vorkehrungen treffen

zu laſſen.
Jn der geſchloſſenen Sitzung wurden

Auguſt Keil (Nr. 84) und Paul Kleebe (Nr. 37) endgiltig
angeſtellt, der Bureauhilfsarbeiter Zeiger zum Kanzliſten be
fördert und die Penſionierung des Steuererhebers Deparade
mit 1089 Mk. jährlichem Ruhegehalt ab 1. Oktober genehmigt.
Vier Legate von 500, 1000, 1500 und 3000 Mk. gegen die
Verpflichtung, Gräber zu pflegen, wurden angenommen. Mit
dem Legat von 3000 Mk. war die weitere Verpflichtung ver
bunden, es ſolle jährlich am Sterbetage des Betreffenden ein
Kranz aufs Grab gelegt werden. Auch dieſe Schrulle wurde
mit in Kauf genommen. Als Armenpfleger wurden ernannt für
den 11. Bezirk Schloſſermſtr. Paul Wiegand, Weingärten, für
den 19. Bezirk Handelsgärtner Haaſe, Geiſtſtr., für den 27. Bezirk
Wiegemeiſter Kutſcher, Oppinerſtraße und für den 25. Bezirk
Materialwarenhändler Gräbner, Wittekindſtraße 16. Zum ſtell-
vertretenden Vorſitzenden im 25. Bezirk wurde an Stelle des
Herrn Beyer, der wegen eines ihm erteilten Rüffels das Amt
niedergelegt hat, Herr Albert Schwarz, Eichendorffſtraße 40,
ernannt. Die Beſchlußfaſſung über die Petition des Handels-
manns Böhme wegen der Beſeitigung der Kirſchallee in der
Deſſauerſtraße wurde bis nach den Ferien ausgeſetzt.

die Poliziſten

Gewerkſchaftskartell.
Wie aus dem Jnſerat in geſtriger Nummer erſichtlich, findet

am Mittwoch, den 15. Juli, im Weißen Roß eine wichtige
Sitzung des Gewerkſchaftskartells ſtatt, zu welcher außer den
Delegierten noch die Vorſtände der Gewerlſchaften eingeladen
ſind. Da am Mittwoch abend eine Verſammlung des Allge
meinen Konſumvereins ſtattfindet, ſo ſoll die Kartellſitzung
pünktlich um S Uhr eröffnet werden, um den Mitgliedern des
Konſumvereins nach Schluß der Kartellſitzung noch Gelegenheit
u geben, die Konſumverſammlung zu beſuchen. Die Kartell-bung dürfte nicht allzu lange Zeit in Anſpruch nehmen, zu-

mal der Antrag der Gewerkvereine bereits von mehreren
Gewerkſchaftsvorſtänden in ihren Sitzungen erörtert worden
ſein diirfte.

Beim Flusgblattverbreiten wurden am
Sonntag früh an der Liebenauerſtraße zwei Parteigenoſſen.
Sie mußten dem Schutzmann Nr. 158 auf die Wache folgen
und dort wurden ihnen trotz heftigen Proteſtes die Flugblätter
abgenommen. Nachher wurde an der Pfännerhöhe von dem
ſelben eifrigen Beamten ein dritter Parteigenoſſe feſtgenommen,
der aber, da jetzt auf der Wache der Kommiſſar zugegen war,
nicht nur ſofort ohne Feſtſtellung der Perſonalien wieder ent
laſſen wurde, ſondern auch noch Zeuge einer Belehrung wurde,
die der eifrige Beamte ſich von ſeinem Vorgeſetzten gefallen
laſſen mußte. Die Polizei hat nachher die zu Unrecht abge
nommenen Flugblätter natürlich wieder herausgeben es dürfte
ich aber doch empfehlen die Beamten derartig zu inſtruieren,

daß nicht immer wieder die Bürger die Verſuchskaninchen ab-
geben, an denen ungeſchulte Beamte noch nachlernen können.

Achtung, Metallarbeiter! Jn hieſigen bürgerlichen
Blättern werden durch verlockende Annoncen Former und
Dreher nach der Armaturenfabrik Heihner u Seifert,
Hirſchberg i. Schl., geſucht, wo ſchon viele enttäuſcht wieder
abzogen. Zur gegenwärtigen Zeit ſind obendrein Differenzen
im Gange. Somit iſt den Metallarbeitern nur zu empfehlen,
dert u ſein bei Annahme ſolcher angebotener Stellen und
uvor Ftundigungen einzuziehen im Verbandsbureau Unter
erg 12, I.

Der Oberſchenkel zerſchmettert wurde am Sonnabend
vormittag dem Arbeiter Otto Trenſing in der Raabeſchen
Spinnerei beim Transportieren einer großen Tonne. Mittelſt
ſtädtiſchen Krankenwagens wurde der Verletzte nach dem Diako
niſſenhauſe gebracht.

Zur Verhütung von Wald und Vöſchungsbränden
haben die Lokomotivführer neue beſondere Jnſtruktionen erhalten.
Es iſt ihnen anbefohlen worden, möglichſt vor Abfahrt von der
Station Kohlen aufſchlitten und die Aſche entfernen zu laſſen,
um auf dieſe Weiſe zu verhüten, daß während der Fahrt durch
ausfliegende Funken das trockene Gras oder Reiſig entzündet
wird, wodurch ſchon mancher Waldbrand entſtand. Namentlich
beim Paſſieren von Ortſchaften oder in unmittelbarer Nähe be
wohnter Stätten ſoll jede Feuerung unterbleiben.

Steriliſierte Milch für Säuglinge. Jn den Sommer-
monaten pflegen die Erkrankungen der Kinder jüngeren Alters
zuzunehmen, und es iſt geboten, die Ernährung derſelben mit
größter Sorgfalt zu behandeln. Die Abgabe von ſteriliſierter
Milch in Halbliterflaſchen zum Preiſe der gewöhnlichen Voll-
milch, die der Frauenverein zur Armen und Krankenpflege den
weniger bemittelten Familien anbietet, iſt ein wichtiges er
mittel zur Erhaltung der Geſundheit der Säuglinge in dieſer
Jahreszeit. Wir machen darum wiederholt darauf aufmerkſam,
daß die Marken, welche zum Empfang jener Milch zum ge
wöhnlicheit Milchpreiſe berechtigen, in den Apotheken gegen An
gabe on Namen nnd Wohnung unentgeltlich zu erhalten ſind.

Eine Leiche männlichen Geſchlechts gefunden wurde am
Sonntag früh um 8 Uhr in der Saale in der Nähe der neuen
Brijcke (Pulverweiden). Dieſelbe war bekleidet mit grauem
Ja ettauzug, unter der Weſte noch eine wollene Aermelweſte,
ſchwarzen Schnürſchuhen, grauen Strümpfen, Alter: ca. 30 bis
35 Jahre, Größe 1,70 m, volles Geſicht, rotblondes Haar.

Die Uhr geſtohlen iſt am Sonntag auf dem hieſigen
Bahnhof im Warteſaal 4. Klaſſe einem polniſchen Arbeiter.
Derſelbe war auf, der Bank ein geſchlafen,, und ein gewandter
Taſchendieb gt ſich dieſes zu nutze gemacht.

Blitzſchläge ſind bei den Unwettern der letzten Tage in
der Umgehung mehrfach vorgekommen. So werden aus Webau,
Kerzberg, Rieſtedt, Berga, Grebehna und anderen
Orten zahlreiche Schläge berichtet, die aber nirgends nennens-
werten Schaden angerichtet haben.

Aus dem Burean des Apollotheaters. Morgen, Mitt-

n n i e wn wt n e eerereten und iſt dies zugleich das Abſchieds-Benefiz für Herrnr Weisbach. Zu dieſem Ehrenabend Wird auſ viel
ſeitigen Wunſch nochmals „Der Goldſohn“ mit Herrn DirektorWeisbach als Auguſt aufgeführt werden. Desgl. werden t
ſämtliche Nummern des ausgezeichneten Spezialitätenteiles,von denen beſonders Les Henrys mit ihren modernen Tänzen
hervorzuheben ſind, verabſchieden.

Nietleben Großfeuer brach geſtern morgen 5 Uhr inder e Heydenreichſchen Fabrik aus. Es Prauntee der
Dachſtuhl des Dampfkeſſelhauſes, ſowie die Balken und Bohlen-auflagen des anſtoßenden dreiſtöckigen Fabritgebaudes das
gleichfalls bis in das Dach beſchädigt wurde. Die eigene Fabrik
feuerſprite hatte bereits das Feuer im Dampftkeſſelhauſe be
wältigt, als die Spritzen des Bergwerks Neuglücker Verein zu

Den Ankauf des ſiskaliſchen Teiles des Galgenberge n
befürwortete der Magiſtrat zum Preiſe von 37 000 Mark:;
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ſowie der Gemeinden Nietleben
jede weitere Gefahr nach ein
Die gleichsfalls auf der Brand

erſchienene organiſierte Feuerwehr der LandesHeil- und
Pflege- Anſtalt Nietleben mit ihrer Feuerwehr trat nicht in Tätig

keit. Da der Dampfkeſſel ſelbſt, ſowie die Maſchinenanlage
nicht beſchädigt ſind, wird der Betrieb nur auf einige Tage
unterbrochen werden.

Zeitz. Arbeiter, Achtung! Jm November dieſes
Jahres finden die Stadtverordnetenwahlen ſtatt. Es ſind zu
wählen in der dritten Abteilung drei Stadtverordnete. Die
weitere Entſcheidung wird unſere Partei ſpäter treffen. Für
jetzt iſt vor allen Dingen das Nachſehen der Wähler-
liſten erforderlich. Die Liſten liegen wie immer aus
vom 15. bis 30. Juli im Rathauſe, Zimmer Nr. 19.

Jeder Arbeiter muß ſich vergewiſſern, ob er in der Wähler-
liſte ſteht. Wer nicht in der Liſte ſteht, kann am Wahltage
nicht wählen. Wer nicht ſelbſt Zeit hat, nachzuſehen, mag
ſeinen Namen bei den Genoſſen Kämpfe oder Leopoldt angeben,
das Nachſehen wird dann beſorgt. Unſere Genoſſen erſuchen
wir, überall auf ihren Arbeitsſtätten hierauf die Arbeiter auf-
merkſam zu machen.

Oſterfeld. Zur Agitation. Wenn auch die Reichstags
wahlen vorüber ſind, ſo erliſcht damit unſere Agitation doch
nicht. Jm Gegenteil, es muß nun erſt recht gearbeitet werden,
um unſere Jdeen immer weiter zu verbreiten und auszubauen.
Vor allen Dingen muß die Arbeiterſchaft auch in Ofterfeld und
Umgegend daran denken, in derſelben Weiſe tätig zu ſein, wie
dies die Arbeiter in ſo vielen Ortſchaften unſeres Kreiſes ſind,
es muß auch hier zur Gründung einer Filiale des Sozial-
demokratiſchen Vereins kommen. Zu dieſem Zweck wird am
Sonntag, den 19. Juli, in Schleinitz bei Oſterfeld eine öffentliche
Verſammlung ſtattfinden, in der Genoſſe Leopoldt aus Zeitz
einen Vortrag halten wird über das Thema: Was lehren uns
die letzten Reichstagswahlen. Jn dieſer Verſammlung werden
alle Angelegenheiten, auch die bevorſtehende Landtagswahl, be-
ſprochen. Es iſt dazu notwendig, daß in dieſe Verſammlung
alle Arbeiter von Oſterfeld und Umgegend kommen, auch die
Genoſſen von Schkölen, Stößen uſw. ſind willkommen. Die
Verſammlung beginnt um 3 Uhr nachmittags.

Weißfzenfels. Achtung! Stadtverordneten-
wahl! Die Liſte für die Stadtverordnetenwähler liegt vom
15. bis 30. Juli im Rathans, Zimmer Nr. 15, aus. Ueberzeuge
ſich jeder, ob er in der Liſte als Wähler eingetragen iſt. Nur
der in der Liſte ſteht, kann im November bei der Wahl ſeine
Stimme abgeben.

Deuben. Die Hand abgefahren wurde Sonnabend
früh dem Hilfsweichenſteller Theile beim Rangieren auf dem
hieſigen Bahnhof. Der Verunglückte wurde mit dem nächſten
Zuge nach Zeitz in das Krankenhrus gebracht.

Kroſſen bei Zeitz. Nachklänge zur Reichstags-
wahl? Der Gaſtwirt Beyer in Hartmannsdorf hatte zur
Wahlzeit ſeinen Saal zu Verſammlungen hergegeben, zur größ-
ten Freude aller unſerer Gegner natürlich. Das Ergebnis
dieſer Verſammlungen war denn auch ein bedeutendes An-
wachſen der ſozialdemokratiſchen Stimmen, das natürlich
wiederum große Freude bei allen Gegnern verurſachte. Die
Wahl war vorüber, die Wogen ebneten ſich wieder, da er-
hielt der Gaſtwirt Beyer ein Schreiben des Herrn Paſtor
Scholl aus Kroſſen, in dem erſterem, der ſeine Kinder ſeit
Jahren nach Kroſſen in die Schule ſchickt, da Hartmannsdorf
keine Schule hat, mitgeteilt wurde, daß man in Kroſſen ſeine
Kinder nicht mehr behalten könne. Kroſſen hat, ſo wurde
Herrn Beyer mitgeteilt, nur 4 Lehrer, jeder Lehrer hat bis
jetzt 60——-70 Kinder zu unterrichten, würde man nun die Kin-
er des Herrn Beyer behalten, dann müßte ſchließlich ein fünf-

ter Lehrer angeſtellt werden, und das würde zu teuer. Herr
Beyer ſollte alſo ſeine Kinder aus der Kroſſener Schule fort-
nehmen ſonſt uſw.

Herr Beyer hat dann ohne weiteres ſeine Kinder aus der
Kroſſener Schule fortgenommen und ſchickt ſie nun nach Rauda.
Wir ſind nun nicht der Anſicht, daß die Reichstagswahl plötz-
lich die Auſicht, daß die Kinder des Herrn Beyer noch die
Anſtellung eines fünſten Lehrers erforderlich machten, hervor-
gerufen hat. Aber nachdem die Kinder ſchon jahrelang jene
Schule beſuchen, ohne daß bisher derartige Bedenken ſich
geltend machten, überfallen uns doch ſo eigene Gedanken. Wir
fragen uns, ob es auch zu dieſem Verlangen gekommen wäre,
wenn Herr Beyer ſeinen Saal nicht hergab? Nun, die Kin-
der des Herrn Beyer werden auch in Rauda lernen, was ſie
zu tüchtigen, denkenden Menſchen fähig macht, und die Kroſſe-
ner Arbeiterſchaft wird durch Unterſtützung des Gaſtwirts da-
für ſorgen, daß uns der Saal in Hartmannsdorf noch länger
erhalten bleibt zur großen Freude aller unſerer Gegner.
Wir arbeiten aber thätig weiter, bis unſere Gegner einſehen
lernen, daß alle ihre Taten uns zum Nutzen ſind.

C Delitzſch. Die Liſte der ſtimmfähigen Bürger
liegt vom 15. bis 30. Juli im Stadtſekretariat, Zimmer Nr. 6,
zur Einſicht aus. Wir möchten den Arbeitern empfehlen, von
der Gelegenheit der Einſichtnahme diesmal vollen Gebrauch zu
machen. Sollten verſchiedene wegen Zeitmangel nicht in der
Lage ſein dies ſelbſt zu tun, ſo mögen ſie ſich an bekannte Ge
noſſen wenden, die dann das weitere veranlaſſen werden. Da
in dieſem Jahre die Stadtverordnetenwahlen ſtatt-
finden, muß ein jeder der wahlberechtigt iſt, ſich vergewiſſern,
ob er in der Liſte geführt wird, denn wer nicht in der Liſte ſteht,
kann nicht wählen. Stimmfähiger Bürger oder Stadtverord-
netenwähler iſt ein jeder, der ein ſteuerpflichtiges Einkommen
von mehr als 660 Mk. jährlich hat oder vierteljährlich mindeſtens
1.20 Mk. Steuern bezahlt. Eine weitere Bedingung iſt, daß
derſelbe verheiratet und Preuße iſt, ſowie mindeſtens 1 Jahr
am Orte wohnt. Sollten verſchiedene Arbeiter, die im vorigen
Jahre 1.20 Mk. das Vierteljahr Steuern bezahlt haben, dieſes
Jahr in der Steuer heruntergeſetzt worden ſein, ſo ſind dieſelben
nicht wahlberechtigt. Hat ſich bei den Betreffenden in den Ein-
kommenverhältniſſen nichts geändert, ſo daß ſie nachweiſen können,
daß ſie mehr als 660 Mk. z. B. 800 Mk. verdienen, ſo müſſen
auch dieſelben in die Wählerliſte aufgenommen werden. Die-
jenigen, auf welche Vorſtehendes zutrifft, mögen ſich zum Stadt-
ſekretär begeben und einen diesbezüglichen Antrag zu Protokoll
geben. Jm übrigen wird der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen
Vereins noch weiteres veranlaſſen.

Allgemeines Aufſehen erregt es hier, daß die hieſigen
Buchdrucker ihr Stiftungsfeſt am letzten Sonnabend in Zſchepen
in einem Lokal abgeharten haben, das der Arbeiterſchaft ſonſt
nicht zur Verfügung ſteht. Als Feſtredner fungierte der liberale
Seminaroberlehrer Witt, ein Freund des bekannten Roſenthal.

Kalbe a. S. Unterſchlagungen in Höhe von an-
nähernd 5000 Mark hat der kaum 22jährige Buchhalter
Reulecke von hier, der in einer Kupferſchmiederei und Eiſen-
gießerei tätig war, und jetzt ſpurlos verſchwunden iſt, gemacht.
Das Geld hat er auf Grund gefälſchter Urkunden beim Kredit
berein erhoben. Die Staatsanwaltſchaft hat bereits einen Steck
vrief erlaſſen.

dige Urkeit zu beſcitigen

Spindler, Engelke und

Paragraphen im eigentlichen Sinne des Wortes iſt der frei
pung Schriftſteller Filly geworden, der vorgeſtrrn geſtorben
iſt. Vor Jahren ſoll er im Privatgeſpräch beleidigende Aus-
drücke über das Kaiſerpaar gebraucht haben und wurde deswegen
zu 1 Jahr Gefängnis verurteilt. Ende Mai d. J. verließ
er als Todeskandidat das Ge'ingnis. Sein Gram über nach
ſeiner Anſicht unſchuldiges Leiden eines gut königstreuen Mannes
und die Gefängnisluft haben den ohnehin ſchon geiſtig und
körperlich ſchwachen Menſchen völlig niedergeſtreckt. Wie viele
Opfer wird der angezogene Paragraph noch fordern, ehe er
abgeſchafft wird

lhauſen. Die Ortskrankenkaſſen der Maurer-
und Tiſchlergeſellen haben in ihren Generalverſammlungen die
mit den beiden neuen, von auswärts zugezogenen Kaſſenärzten
abgeſchloſſenen Verträge genehmigt, wonach beiden Aerzten
auf 5 Jahre ein Jahresgehalt von 5000 Mark gewährt wird.
Der Beſchluß, die Beiträge von 3 auf 4 Prozent des durch
ſchnittlichen Tagelohnes zu erhöhen, iſt von der Regierung ge-
neimigt worden.

Kleine Srovinzial-Rachrichten.
Von einem dreiſten Diebſtahl wird aus Mühlberg be-

richtet. Dort wurde am Sonntag vormittag durch Einbruch
aus dem Pfarrhauſe 80 Mark bares Geld nud verſchiedene
Schmuckſachen geſtohlen. Jnfolge eines Schlaganfalls iſt in
Wittenberg der Korbmacher Stallbaum beim Baden ver-
ſtorben. Ein Mann, der während der Eiſenbahnfahrt bei
Rackith aus dem Zuge ſpringen wollte, wurde wegen
ſeines auffälligen Benehmens dem Amtsgericht in Wittenberg
zugeführt. Jn Teicha wurde der Paſtor, der zu einerAmtshandlung gehen wollte, vom Blitz umgeriſſen: Schaden
hat der Geiſtliche nicht erlitten. Wegen Kindesmord ver-
haftet wurde in dem Dorfe Oſtrau eine polniſche Arbeiterin,
die im Verdacht ſteht, ihr eigenes, vor wenigen Tagen ge-
borenes Kind ermordet und die Leiche in einen Teich geworfen
zu haben. Die Verhaftete wurde ins Amtsgerichtsgefängnis
nach Zörbig eingeliefert.

Stadtverordneten Sitzung
vom 13. Juli 1903, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Prof. Dittenberger.
Die von nur 43 der 66 Stadtverordneten beſuchte Sitzung

es ſchien ſchon Ferienſtimmung zu herrſchen begann mit
der Bekanntgabe mehrerer Beurlaubungen 2c. Entſchuldigt iſt
u. a. auch der Stadtv. Gerig. Eingegangen iſt eine Petition
des Herrn Albert Raue, der ſich über die Fluchtlinienverlegung
am Kuttelhof beſchwert. Die Sache wird bis nach den Ferien
vertagt. Der Gondelbeſitzer verein von Giebichenſtein
petitioniert wiederum wegen Anlegeſtellen am Saaleufer. Ober-
bürgermeiſter Staude erklärt hierzu, daß dem Verein Anlage-
ſtellen am Weinberge und an der Bergſchenke geſtattet ſeien,
weitere Anlegeſtellen aber nicht geſtattet werden könnten.
Wieder vorgelegt iſt auch die Petition des Verbandes der
Ortskrankenkaſſen betreffend Errichtung eines Volksbades.
Oberbürgermeiſter Stande ſagt, die Sache ſtehe noch ſo, wie
früher bereits dargelegt. Bevor eine Verlegung der Stadt-
gärtnerei nicht beſchloſſen iſt, könne in der Angelegenheit weiter
nichts getan werden. Nach der Verleſung des Protokolls der
Sitzung vom 6. Juli wurde angezweifelt, daß der Ankauf des
Domänengrundſtücks einſtimmig abgelehnt worden ſei. Der
Zweifel war nach den Darlegungen und Feſtſtellungen einiger
Stadtverordneten unberechtigt; das Protokoll wurde genehmigt.

1. Die Mitglieder und Stellvertreter zur Einkommen-
ſteuer-Veranlagungs- Kommiſſion wurden ausgeloſt und ohne
Gegenſpruch wieder gewählt.

2. Die Ausloſung von vier Stadtverordneten der Vor
orte wurde einer Kommiſſion, beſtehend aus vier juriſtiſchen
Mitgliedern der Verſammlung und den Stadtverordneten

mmer, zur Vorberatung und
Begutachtung überwieſen. Stadtv. Emmer und auch andere
Stadtverordnete hatten zur Sprache gebracht, daß die von dem
Magiſtrat hierzu eingebrachte Vorlage nicht genügend durch-
gearbeitet worden iſt. Stadtv. Thiele erſucht den Magiſtrat,
bei der Anfang Auguſt auszulegenden Stadtverordneten-Wähler-
liſte mehr Sorgfalt zu beobachten und die Beamten, welche die
Angelegenheit zu bearbeiten haben, anzuweiſen, daß der
Wohnſtand der Bürger vom 1. Juli als maßgebend ange-ſehen wird, damit eine genauere Wählerliſte zuſammengeſtellt
werden könne. Stadtrat Reißner entgegnet, daß die Wähler-
liſte ſelbſtverſtändlich mit der größten Sorgfalt bearbeitet werde.
Der Magiſtrat ſei beſonders entgegenkommend, indem er die
Wähler, wozu er nicht verpflichtet ſei, durch Poſtkarte einlade.
Allerdings kämen nach dem 1. Juli immer noch Umzüge vor,
wodurch Schwierigkeiten entſtänden. Stadtv. Thiele er-
widert hierauf, es werde nicht in erſter Linie verlangt, daß auch
die Wohnungswechſel nach dem Umzugstermin Anfang Juli
berückſichtigt würden, ſondern nur die Wohnungswechſel bis
zu dieſem Termine und einſchließlich desſelben. Das zu
verlangen ſei ein geſetzliches Recht der Bürger. Bisher ſei die
Aufſtellung der Liſten nicht mit der gehörigen Sorgfalt ge-
ſchehen es habe ſogar der Name eines Mannes vor zwei
Jahren in der Liſte geſtanden, der damals ſchon 4 Jahre
tot war.

3 bis 10. Ohne Debatte wurden Mittel für die Gottes-
acker- Verwaltung und für die n
bewilligt. Der Kredit zur Entwäſſerung der Weingärten
wurde um 7500 Mk. verſtärkt. Für den fiskaliſchen Teil
des Galgenberges ſoll nach einem Beſchluß der Bau und
Finanzkommiſſion eine Pauſchalſumme von 10000 Mk. geboten
werden. Die Regulierung eines Teiles der Seebenerſtraße,
Abbruch der Gebäude am Bürgerpark 2c. wird beſchloſſen.
Punkt 8, Errichtung einer Bedürfnisanſtalt auf dem Platze
vor dem Parkbade, wurde vertagt. Die Bewertung des zu
den Grundſtücken Mansfelderſtraße 42-43 fluchtlinienmäßig ent-
entfallenden Landes geſchah nach dem Magiſtratsantrage zu
20 Mk. pro Quadratmeter mit einem Zuſatz der Finanzkommiſ-
ſion. Ebenfalls nach dem Antrage des Magiſtrats mit dem
Zuſatz der Finanzkommiſſion ſoll der Landaustauſch Leipziger-
ſtraße 16 bewirkt werden zu 400 Mk. pro Quadratmeter.

11. Die Bewertung des zum Grundſtück Am Kirchtor
Nr. 7 ſfluchtlinienmäßig entfallenden Landes führte zu einer
kleinen Auseinanderſetzung. Der Vertreter der Frau Landes-
Oekonomierat Stadelmann Am Kirchtor 7, Bergrat Profeſſor
Dr. Beyſchlag, will den gegen die Fluchtlinienfeſtietzung der
Uferſtraße erhobenen Einſpruch zurückziehen, wenn der Magiſt-
rat ſchon jetzt für das bei einer ſpäteren Bebauung fluchtlinien-
mäßig zu dem Grundſtück der Frau St. entfallende Land feſt-
ſetzt. Der Magiſtrat verlangte pro Quadratmeter 10 Mk. Es
handelt ſich um 300 Quadratmern.

Die Stadtv. Emmer, Krüger und Thiele finden die Be-
wertung des abzutretenden Landes für viel zu gering und den
geforderten Preis viel zu niedrig. Jmmer wieder würden von
dem Magiſtrat bei der Veräußerung ſtädtiſchen Landes zum
Schaden der Stadt Fehler gemacht. Auch der Stadtv. Fölſche
und andere Mitglieder erklären ſich gegen den Verkauf des
Landes. Stadtbaurat Genzmer und Stadtv. Steckner
ſprechen aber für den Verkauf und halten den Preis für an-
gemeſſen. Das Kollegium nimmt den Magiſtratsantrag gegen
10 Stimmen an.

12. Die Beſchaffung zweier Kaſſenſchränke für die
ſtädtiſche Hinterlegungsſtelle wurde beſchloſſen unter der Be
dingung, auch hieſige Unternehmer mit in dem Wettbewerb zu-
ulaſſen.i. Ohne Debatte wurde die anderweite Benutzung

von Wohnräumen im Feuerwehr-Depot beſchloſſen. Stadtv.

Halberſtadt. Ein Opfer des wateſgtsbcletdigrng-
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en de attei ohnung eluchtlinienfeſtſetzung für llwitzerſtraße wurde einſtimmig
Beſchloſſen wurde die Fiuchtlinienfeſtſetzung für

den Schulberg. Ein Schulpavillon wird nach den gemachten
Vorſchlägen aufgeſtellt werden.

17. Die anderweite Geſtaltung einer abzutretenden Land
fläche von der Hohenzollernſtraße an den Maurermeiſter Kuhnt
wurde beſchloſſen. Stadtv. Thiele bemerkte, wenn es ſich um
ein Tauſchgeſchäft mit Kuhnt handle, dann habe er ſtets die
Empfindung, die Stadt werde dabei über den Löffel barbiert.
Herr Kuhnt ſei ein ſehr „ſcharfer“ Rechner, von dem man nicht
erwarten dürfe, daß er etwas verſchenke. Und wenn darum
bei dem jetzigen Handel vom Magiſtrat behauptet werde, die
Stadt mache ein vorzügliches Geſchäft, ſo gelte für ihn, Redner,
das Wort: „Jch kenne zwar die Gründe der Regierung nicht,aber ich miß traue ihnen.“ Die Sozialdemokraten ſtimmten
gegen den Magiſtratsantrag, der zur Annahme gelangte.

18 bis 20. Genehmigt wurden bauliche Veränderungen
im Grundſtück Leipzigerſtraße 11, die Entlaſtung der Rechnung
der Desinfektionsanſtalt für 1902, die Finalabſchlüſſe der Kaſſen
nnd der Erneuerungsfonds des Schlacht und Viehhofes und
einige Nachbewilligungen.

21. Der Antrag wegen Anweiſung eines Platzes für
die Zeitungs- Berichterſtatter im Stadtverordnetenſitzungs-
ſaale hat der Verſammlung ſchon wiederholt zur Prüfung vor-
elegen. Stadtv. Gieſe als Referent führt begründend aus,
ie Verſammlung möge beſchließen, vorläuſig verſuchsweiſe den

vier Berichterſtattern hieſiger Preſſe Plätze unten im Sitzungs-
ſaale und zwar an der weſtlichen Querſeite anzuweiſen. Redner
weiſt darauf hin, daß ſeit Jahr und Tag von den Vertretern
der Preſſe über die jetzige Plazierung Klage geführt wird.
Dieſe Klagen ſeien begründet von den Preßvertretern, die da
oben dauernde Leiſtungen vollbringen müßten. Es wäre un-
tolerant, wenn das Kollegium hier kein Entgegenkommen zeigen
wollte. Man möge Abhilfe ſchaffen. Die einzige Löſung der
Frage ſei, da die vielen Aenderungen in dem c nichts
genutzt hätten, die Herren zunächſt einmal proviſoriſch im Saale
zu plazieren.Stadtv. Greßler beſchwert ſich über den unausſtehlichen Zug
unten im Sitzungsſaale, der erzeugt worden iſt durch die erfolg-
loſen Exverimente des Stadtbaurats, die Temperatur auf der
JournaliſtenTribüne erträglich zu machen. Jm Winter würde,
um es den Herren in der Berichterſtatterloge nicht zu warm zu
machen, nicht genügend geheizt, und darunter hätten dann die
Stadtvertreter zu leiden. Durch die Einführung kalter friſcher
Luft hätte er, Redner, ſich ſchon häuſig den Schnupfen geholt.
Er bitte um Annahme des Antrags Gieſe und Genofſen.

Stadt. Thiele redet dem Antrage ebenfalls das Wort. All
ſeitig werde anerkannt, daß auf der Berichterſtattertribüne un-
leidliche Mißſtände beſtehen. Man habe alles Mögliche getan,
um eine Beſſerung der Verhältniſſe zu erzielen, aber die ge-machten Verſuche ſeien ohne Erfolg geblieben. Man möge den

Herren Plätze im Sitzungsſaal verſchaffen, damit die ſo viel
beſprochene Seeſchlange endlich einmal aus der Welt geſchafft
wird. Das Kollegium nahm den Antrag mit 23 gegen
19 Stimmen an.

Aufzerhalb der Tagesordnung wurde dann noch eine
Petiton, die ſich auf Kanglanſchlüſſe bezieht, bekannt gegeben.

Zu einem Deutſchen Städtetag, der am 1., 2. und 3. Sep-
tember in Dresden ſtattfinden ſoll, werden Vertreter gewünſcht.
Unſere Stadt könne drei Delegierte entſenden. Der Vorſteher
ſchlägt vor, einen Vertreter des Magiſtrats und einen Vertreter
des Kollegiums dorthin zu wählen.

Stadtv. Krüger iſt der Anſicht, daß die Mitglieder des
Magiſtrats oft genug Gelegenheit hätten, ſich auswärts über
ſtädtiſche Angelegenheiten zu informieren; es wäre daher
wünſchenswert, daß den Mitgliedern des Kollegiums mehr Ge-
legenheit zur Orientierung gegeben würde, weshalb er bean-
trage, dem Magiſtrat die De Ziermg eines ihrer Mitglieder
zu überlaſſen und vom Kollegium zwei Delegierte nach Dresden
zu entſenden. Dies wäre eine gerechtere Verteilung. Der An
trag Krüger wurde aber gegen die Stimmen unſerer Partei-
enoſſen abgelehnt. Seitens des Kollegiums wurde auf Vor-

chlag des Vorſtehers Kommerzienrat Steckner als Delegierter
beſtimmt. Wie verlautet, will der Kaiſer die Vertreter am
1. September in Dresden begrüßen.

Zur Einkommenſteuer-Veranlagungskommiſſion werden
noch zwei weitere Mitglieder beſtimmt.

Die Uebernahme des ſüdöſtlichen Turmes der Moritz
burg ſeitens der Stadt wird beſchloſſen.

Ein aus der Verſammlung eingereichter Jnitiativantrag, bei
dem Umbau der Ovppinerſtraße den Sommerweg zu be-
ſeitigen und einen neuen Fußweg zu ſchaffen, wurde nach kurzer
Begründung angenommen und die erforderlichen Koſten in Höhe
von 500 Mk. wurden bewilligt. Darauf geſchloſſene Sitzung.

Setzte Vachrichten.
Rendsburg, 14. Juli. Hauptmann Henning vom Feld-

artillerieregiment Nr. 45 wurde geſtern vom Kriegsgericht
wegen Verleitung zur Miſßzhandlung Untergebener zu
7 Monaten Gefängnis verurteilt. Wir hatten vor einigen
Tagen über den Fall unter der Spitzmarke: Aus der
Kaſerne ins Jrrenhaus berichtet.

Berlin, 14. Juli. Die Nummer 27 des A. archiſtenblattes
Neues Leben iſt wegen eines Artikels „Worte zur Befreiung“
beſchlagnahmt, der Redakteur des Blattes, Grunwald, bei wel-
chem eine Hausſuchung ſtattfand, verhaftet worden.

Kaſſel, 14. Juli. Bei einem über Fulda niedergegangenen
Gewitter ſchlug der Blitz in die dortige Domkirche, ohne zu
zünden. Er zerſchmetterte mehrere Fenſter am Sakramentsaltar.
Unter den in dem Dome befindlichen Perſonen entſtand eine
Panik, doch wurde niemand verletzt.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), 13. Juli.

Aufgeboten: Tiſchler Seidel u. Berta Weigelt (Schwetſchke-
ſtraße 8). Schloſſer Stolle und Minna Peter (Königſtr. 22 und
Pfännerhöhe 30). Kaufmann Mandelik und Margarete Berg
(Gr. Märferſtr. 17).

Eheſchließzungen: Dachdecker Schmidt u. Minna Straube

Arbeiter
(Ludwigſtr. 24 u. Jakobſtr. 44).

Geboren Glaſer Galle T. h 47).Fricke T. (Liebenauerſtr. 173). Zugführer ahmuck T. (Klinik).
Arbeiter Feuske T. (Klinik). Keſſelſchmied Roſt T. (Dryander-
ſtraße 25). Arbeiter Linne S. (Klinik). Arbeiter Nauck T.
Lindenſtr. 72).

Geftorben: Arbeiters Kunze Ehefrau, 27 J. (Klinik). Ar
beiters Siege Ehefrau, 64 J. (2. Vereinsſtr. 5). Althändlers
Mennicke T., 7, Mon. (Kl. Ulrichſtraße 16).
T., 2 J. (Schloßberg 3). Handelsmanns Heſtermann S., 2 Mon.
(Wörmiitzerſtr. 106). Arbeiters Böttcher S., 3 Mon. (Unter-
pkan 9). Bergmanns Häßler S., totgeb. (Klinik). Glaſer
meiſters Friedrich T., 3 Wochen (Jakobſtr. 20). Emma Bieder
mann, 16 J. Merſeburgerſtr. 35). Speiſewirt Schaller, 73 J.
(Gr. Klausſtr. 349. Arbeiter Reichenbach, 47 J. (Merſeburger-
ſtraße 62). Witwe Lorentz, 80 J. (Kl. Ulrichſtraße 5). Witwe
Arnſtadt, 79 J. (Kl. Sandberg 16). Arbeiters Powel S., 2 Mon.
(Alter Markt 4).
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Verantwortlicher Redakteur: Robert Fette in Halle.

Schaffners Reiter
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